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NETZANSCHLUSSVERTRAG FERNWARME
- HKW SCHULZENTRUM -

Stadtwerke Passau GmbH

(Fernwarmeversorgungsunternehmen — FVU)

Zwischen Regensburger Str. 29 94036 Passau
Strale Hausnummer PLZ, Ort
+49 (0)851 560-190 / -157 / vertrieb@stadtwerke-passau.de Passau, HRB 5728
Telefon/Telefax/E-Mail-Adresse Registernummer/Registergericht
und

[-]

(Anschlussnehmer)

[] [-] [..]
Strale Hausnummer PLZ, Ort
[] [-] [-]

Telefon/Telefax Geburtsdatum

ggf. Registernummer/Registergericht

L]

E-Mail-Adresse

beginn, Rechnungen etc.) zusenden.

Das FVU kann dem Anschlussnehmer tiber die zuvor genannte E-Mail-Adresse
rechtserhebliche Erklarungen zur Begriindung, Durchfiihrung, Anderung oder Been-

digung dieses Lieferverhaltnisses (z. B. Mitteilungen (iber den Vertrags- oder Liefer-

gof. vertreten durch

[-]

wird folgender Vertrag tber

O Neuanschluss

O Anderung/Erweiterung eines bestehenden

Netzanschlusses

O einen bestehenden Netzanschluss

an das Heizwassernetz des FVVU nach MaRgabe der folgenden Angaben geschlossen.
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SWP)

Stadtwerke Passau

[.] [.] [.] [...]
Stralle Haus-Nr. PLZ Ort
PIN Rechnungseinheit
[-] []
[.]
O identisch O nicht identisch

(dann schriftliche Zustimmung des
Grundstiickseigentiimers als Anlage 1

beiftigen)
QAW  (Anschlusswert) [.] kW
\Y Volumenstrom [..] m3¥h
(bitte ankreuzen)
[ kleiner oder gleich 60 °C O abweichend 60 °C

(bitte angeben):

(bitte ankreuzen)
O Flansch nach der Hauseingangs- und vor der Hausausgangsarmatur
O abweichend gemaR Ziffer 2 der Ergénzenden Allgemeinen Versor-

gungsbedingungen (Anlage 5)

Die Eigentumsgrenze ist im als Anlage 2 beigefugten Lageplan abgebildet.

88. Netzanschluss / Anschlusswert / Warmeversorgung

(1) DasFVU schlieRt die oben genannte Anschlussstelle des Anschlussnehmers nach Mal3gabe der Verordnung
Uber Allgemeine Bedingungen fiir die VVersorgung mit Fernwérme vom 20. Juni 1980 (BGBI. | S. 742), die
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 13. Juli 2022 (BGBI. | S. 1134) gedndert worden ist (AVB-
FernwdrmeV), beigefligt als Anlage 4, sowie den Technischen Anschlusshedingungen des FVU, beigefiigt

als Anlage 6, an sein Fernwarmenetz an.
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Der Anschlusswert bestimmt sich nach der Warmeleistung des Netzanschlusses. Der Anschlussnehmer
wird dem FVU den Anschlusswert bei Bedarf mitteilen. Bei Neuanschlissen ist die erforderliche Wérme-
leistung vom Anschlussnehmer bzw. von einer von ihm beauftragten Fachfirma gemaR den Festlegungen

der Technischen Anschlussbedingungen zu ermitteln.

Der Anschlussnehmer stellt dem FVU vor Abschluss des Vertrages — unbeschadet weiterer Mitteilungs-
pflichten aus diesem Vertrag — alle Informationen zur Verfugung, die dieser fur die Bestimmung der Netz-
anschlusskosten, des Leistungspreises sowie zur Erfullung gesetzlicher Vorgaben (insbesondere der Ver-
ordnung Uber die Umstellung auf gewerbliche Warmelieferung fur Mietwohnraum vom 7. Juni 2013 (War-

melieferverordnung - WéarmeLV) benétigt.

Der Vertrag regelt den technischen Anschluss der oben genannten Anschlussstelle an das Fernwarmenetz
des FVU. Die Versorgung mit Fernwarme erfolgt durch gesonderten Vertrag. In Zweifelsfallen gelten die
Regelungen des Fernwarmeversorgungsvertrages vorrangig zu den Regelungen dieses Netzanschlussver-

trages.

§9. Baukostenzuschuss / Hausanschlusskosten / Inbetriebnahme Kundenanlage

Der Baukostenzuschuss regelt sich nach § 9 AVBFernwarmeV und betrégt fiir die Erstellung oder Ver-
starkung von der 6rtlichen Versorgung dienenden Verteilungsanlagen: [...] € netto [...] € brutto.
Der Baukostenzuschuss (bitte ankreuzen)

O ist noch zu entrichten O wurde bereits bezahlt O fallt nicht an.

Die Hausanschlusskosten regeln sich nach § 10 AVBFernwarmeV und betragen fir die Erstellung bzw.
Anderung / Erweiterung des Hausanschlusses als Verbindung des Verteilnetzes mit der Kundenanlage:
[...] € netto [...] € brutto.

Die Hausanschlusskosten (bitte ankreuzen)

O sind noch zu entrichten O wurden bereits bezahlt O fallen nicht an.

Der Anschlussnehmer ist berechtigt, die fiir die Herstellung des Netzanschlusses erforderlichen Erdarbeiten
auf seinem Grundstiick im Rahmen des technisch Mdéglichen und nach den Vorgaben des FVU durchzu-
flhren oder durchfiihren zu lassen. Alle Leistungen, die nicht mit dem Anschlussnehmer als Eigenleistun-

gen vereinbart sind, werden im Auftrag des FVU durch vertraglich gebundene Firmen ausgefiihrt.

Das Entgelt fiir die erstmalige Inbetriebsetzung der Kundenanlage betrégt [...] € netto [...] € brutto.

§ 10. Zahlungsbestimmungen

Die unter § 9.1 und 9.2 genannten Nettosummen zuziiglich der jeweils gesetzlich giltigen Umsatzsteuer werden

mit Abschluss des Netzanschlussvertrages Fernwarme - HKW Schulzentrum - féllig. Die unter Ziff. 9.4 genannte

Nettosumme zuzliglich der jeweils gesetzlich giiltigen Umsatzsteuer wird nach Inbetriebnahme der Kundenanlage
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fallig. Der Anschlussnehmer erhalt hierzu vom FVU jeweils eine Rechnung. Das Recht des FVU aus § 28 Abs. 3

AVBFernwarmeV, fir die Erstellung oder Veranderung des Hausanschlusses eine Vorauszahlung zu verlangen,

bleibt hiervon unberihrt.

@
O]

®)

(4)

§ 11. Vertragsdauer / Eigentimerwechsel

Der Vertrag lauft ab beiderseitiger Unterzeichnung auf unbestimmte Zeit.

Beide Vertragspartner kdénnen den Vertrag mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalendermo-
nats kiindigen, das FVU jedoch nur, sofern ein begriindetes Interesse besteht. Die Kiindigung bedarf der
Textform. Erfolgt die Kiindigung durch das F\VU und ist das FVU aus rechtlichen Griinden zur Versorgung
des Anschlussnehmers mit Fernwérme verpflichtet, bietet es dem Anschlussnehmer — grundsatzlich mit der
Kindigungserklarung, spatestens jedoch zwei Monate vor dem Datum, auf das die Kiindigung erfolgt ist —
den Abschluss eines neuen Vertrages tiber den Netzanschluss zu angemessenen Konditionen an, so dass

ein neuer Vertrag noch vor Beendigung des laufenden Vertrages abgeschlossen werden kann.

Bei einer VerauRerung des Grundstiicks, Uber das die Versorgung der Abnahmestelle erfolgt, ist der An-
schlussnehmer verpflichtet, den bestehenden Netzanschlussvertrag auf den neuen Eigentimer des Grund-
stlicks zu Ubertragen. Der Anschlussnehmer wird von den Verpflichtungen aus dem bestehenden Netzan-
schlussvertrag nur befreit, wenn er eine schriftliche Ubernahmeerklirung des neuen Grundstiickseigenti-

mers vorlegt.

Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, dem FVVU jede nach Abschluss dieses Vertrages eintretende und ihm

bekannte Anderung der Eigentumsverhltnisse an der Anschlussstelle unverziiglich mitzuteilen.

8 12. Geltung der AVBFernwarmeV

GeméR § 1 Abs. 1 AVBFernwérmeV sind die 88§ 2 bis 34 AVBFernwarmeV in ihrer jeweils geltenden Fassung

Bestandteil dieses Netzanschlussvertrages. Die bei Vertragsschluss geltende Fassung der AVBFernwarmeV ist als

Anlage 4 beigefugt.

8 13. Erganzende Allgemeine Versorgungsbedingungen des FVU / Technische Anschlussbedingungen /

M

Bestimmungen der Warmelieferverordnung

Ergénzend zur AVBFernwarmeV sind die Erganzenden Allgemeinen Versorgungsbedingungen des FVU
zur AVBFernwérmeV fir den Anschluss an die Fernwérmeversorgung und fir die Fernwérmeversorgung
wesentlicher Vertragsbestandteil dieses Vertrages. Die derzeit geltenden Erganzenden Allgemeinen Ver-

sorgungsbedingungen sind als Anlage 5 beigefligt.
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(2)  Weitere technische Anforderungen fiir den Anschluss an das Netz des FVU und den Betrieb des Hausan-
schlusses und der Kundenanlage sind in den Technischen Anschlussbedingungen (TAB) des FVU festge-

legt. Die bei Vertragsschluss geltenden TAB sind als Anlage 6 beigefiigt.

(3)  Eine Anderung der Allgemeinen Versorgungsbedingungen (dieser Vertrag nebst Anlagen) durch das FVU
erfolgt nach MaRgabe des § 4 Abs. 2 AVBFernwéarmeV durch 6ffentliche Bekanntgabe (Verdffentlichung
auf der Homepage der Stadtwerke Passau GmbH). Anderungen der allgemeinen Versorgungsbedingungen

werden erst nach 6ffentlicher Bekanntgabe wirksam.

(4)  Die Bestimmungen der Verordnung lber die Umstellung auf gewerbliche Warmelieferung fur Mietwohn-
raum vom 7. Juni 2013 (Warmelieferverordnung - WarmeLV) finden auf das vorliegende Vertragsverhalt-

nis keine Anwendung. Der Anschlussnehmer ist kein Vermieter von Wohnraum.

§ 14. Einwilligungserklarung zur Datenverarbeitung und Telefonwerbung (falls gewiinscht, bitte ankreuzen)

] Ich erkldre mich einverstanden, dass das FVU die von mir im Rahmen dieses Vertrages erhobenen Daten
(z. B. Name, Anschrift, Tel.-Nr., Beginn und Ende der Belieferung sowie Daten zum Energieverbrauch)
flr an mich per Telefon gerichtete Werbung fiir Produkte und/oder Dienstleistungen des FVU verarbeitet
und nutzt (Vertragsangebote sowie Informationen (iber Sonderangebote und Rabattaktionen hierzu). Meine
Einwilligung kann ich jederzeit widerrufen. Der Widerruf der Einwilligung erfolgt fiir die Zukunft und
beriihrt nicht die RechtméaBigkeit der bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung bzw. Telefonwerbung. Die
Einwilligung gilt — vorbehaltlich eines vorherigen Widerrufs — bis zum Ende des auf die Vertragsbeendi-
gung folgenden Kalenderjahres. Der Widerruf ist zu richten an Stadtwerke Passau GmbH, Regensburger
Str. 29, 94036 Passau, Telefax +49 (0)851 560-157, E-Mail: vertrieb@stadtwerke-passau.de.
Weitere Informationen zur Verarbeitung personenbezogener Daten durch den Lieferanten sowie diesbe-
ziiglichen Widerspruchsrechten des Anschlussnehmers finden sich in den Ergédnzenden Allgemeinen Ver-
sorgungsbedingungen (Anlage 5) bzw. in der beigefligten ,,Datenschutzinformation der Stadtwerke Passau
GmbH flr Kunden, Interessenten, Anbieter und Kontaktpersonen, Art. 13 und 14 DS-GVO“ (Anlage 8).

§ 15. Widerrufsbelehrung (nur fur private Letztverbraucher)

Widerrufsrecht

Sie haben das Recht, binnen vierzehn Tagen ohne Angabe von Griinden diesen Vertrag zu widerrufen. Die Wider-
rufsfrist betragt vierzehn Tage ab dem Tag des Vertragsabschlusses. Um lhr Widerrufsrecht auszuiliben, missen
Sie uns (Stadtwerke Passau GmbH, Regensburger Str. 29, 94036 Passau, Telefax: +49 (0)851 560-157, E-Mail:
vertrieb@stadtwerke-passau.de) mittels einer eindeutigen Erklarung (z. B. ein mit der Post versandter Brief, Tele-
fax oder E-Mail) tber Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu widerrufen, informieren. Sie kénnen dafir das beige-

fligte Muster-Widerrufsformular verwenden, das jedoch nicht vorgeschrieben ist. Zur Wahrung der Widerrufsfrist
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reicht es aus, dass Sie die Mitteilung tiber die Ausiibung des Widerrufsrechts vor Ablauf der Widerrufsfrist absen-

den.

Folgen des Widerrufs

Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir lhnen alle Zahlungen, die wir von Ihnen erhalten haben, ein-
schlieBlich der Lieferkosten (mit der Ausnahme der Kosten, die sich daraus ergeben, dass Sie eine andere Art der
Lieferung als die von uns angebotene, giinstigste Standardlieferung gewahlt haben), unverziglich und spatestens
binnen vierzehn Tagen ab dem Tag zurlickzuzahlen, an dem die Mitteilung tber Ihren Widerruf dieses Vertrags
bei uns eingegangen ist. Fur diese Riickzahlung verwenden wir dasselbe Zahlungsmittel, das Sie bei der urspriing-
lichen Transaktion eingesetzt haben, es sei denn, mit Ihnen wurde ausdrticklich etwas anderes vereinbart; in kei-

nem Fall werden Ihnen wegen dieser Riickzahlung Entgelte berechnet.

Haben Sie verlangt, dass die Dienstleistungen oder die Lieferung von Warme wahrend der Widerrufsfrist beginnen
soll, so haben Sie uns einen angemessenen Beitrag zu zahlen, der dem Anteil der bis zu dem Zeitpunkt, zu dem
Sie uns von der Austibung des Widerrufsrechts hinsichtlich dieses Vertrags unterrichten, bereits erbrachten Dienst-

leistungen im Vergleich zum Gesamtumfang der im Vertrag vorgesehenen Dienstleistungen entspricht.

§ 16. Vertragsanlagen

(1) Dem Vertrag sind folgende Anlagen beigefligt:

Anlage 1: Schriftliche Zustimmung Grundstiickseigentiimer

Anlage 2: Lageplan

Anlage 3: Kostenmitteilung Fernwérmeanschluss

Anlage 4: Verordnung tber Allgemeine Bedingungen fir die Versorgung mit Fernwérme (AVB-
FernwarmeV)

Anlage 5: Ergénzende Allgemeine Versorgungsbedingungen des FVU zur AVBFernwarmeV fiir

den Anschluss an die Fernwérmeversorgung und fiir die Fernwarmeversorgung

Anlage 6: Technische Anschlussbedingungen (TAB)
Anlage 7: Muster-Widerrufsformular
Anlage 8: Datenschutzinformation der Stadtwerke Passau GmbH fiir Kunden, Interessenten, An-

bieter und Kontaktpersonen, Art. 13 und 14 DS-GVO

(2)  Diein Absatz (1) genannten Anlagen sind wesentlicher Vertragsbestandteil. Mit seiner Unterschrift besté-

tigt der Anschlussnehmer samtliche Anlagen erhalten zu haben.
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§ 17. Vertragsschluss

Mit Unterzeichnung dieses Netzanschlussvertrages beauftragt der Anschlussnehmer das FVU mit der Herstellung,
Anderung und / oder Erweiterung des Hausanschlusses. Der Vertrag kommt durch Unterzeichnung beider Parteien

zustande. Dieser Vertrag wird in zwei Ausfertigungen erstellt. Jeder Vertragspartner erhalt eine Vertragsausferti-

gung.
Ort / Datum Unterschrift Anschlussnehmer
Ort / Datum Unterschrift FVU
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Anlage 1 zum Netzanschluss- / Fernwarmeversorgungsvertrag — HKW Schulzentrum

ZUSTIMMUNGSERKLARUNG DES GRUNDSTUCKSEIGENTUMERS
NACH § 8 ABS. 5 AVBFERNWARMEV

Kunden und Anschlussnehmer, die nicht Grundstiickseigentiimer sind, haben gemal § 8 Abs. 5 AVBFernwérmeV
auf Verlangen des Fernwarmeversorgungsunternehmens die schriftliche Zustimmung des Grundstiickseigentu-
mers zur Benutzung des zu versorgenden Grundstiicks und Gebdudes im Sinne des § 8 Abs. 1 und § 8 Abs. 4

AVBFernwérmeV beizubringen. Der Erbbauberechtigte ist hierbei dem Grundstiickseigentiimer gleichgestellt.

§ 8 Abs. 1 AVBFernwarmeV bestimmt;

,.Kunden und Anschlussnehmer, die Grundstuickseigentimer sind, haben fiir Zwecke der drtlichen Versorgung
das Anbringen und Verlegen von Leitungen zur Zu- und Fortleitung von Fernwérme dber ihre im gleichen
Versorgungsgebiet liegenden Grundstiicke und in ihren Geb&uden, ferner das Anbringen sonstiger Vertei-
lungsanlagen und von Zubehor sowie erforderliche SchutzmalRnahmen unentgeltlich zuzulassen. Diese Pflicht
betrifft nur Grundstlicke, die an die Fernwérmeversorgung angeschlossen sind, die vom Eigentiimer in wirt-
schaftlichem Zusammenhang mit der Fernwéarmeversorgung eines angeschlossenen Grundstiicks genutzt wer-
den oder fiir die die Mdglichkeit der Fernwarmeversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Sie entféllt,
wenn die Inanspruchnahme der Grundstiicke den Eigenttimer mehr als notwendig oder in unzumutbarer Weise

belasten wiirde.*
§ 8 Abs. 4 AVBFernwarmeV bestimmt;

,-Wird der Fernwarmebezug eingestellt, so hat der Grundsttickseigentiimer die Entfernung der Einrichtun-
gen zu gestatten oder sie auf Verlangen des Unternehmens noch finf Jahre unentgeltlich zu dulden, es sei

denn, dass ihm dies nicht zugemutet werden kann.*

Dies vorausgeschickt, stimmt der

O Grundstickseigentimer O Erbbauberechtigte (bitte ankreuzen)

Name / Vorname / Firma

folgender Anschlussstelle:

Strae / Hausnummer / PLZ / Ort

Gemarkung / Flurstiick / Flurnummer
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zu Gunsten des

O Kunden und / oder O Anschlussnehmers (bitte ankreuzen)

Name / Vorname

mit der Kundennummer: (bitte eintragen)

Kundennummer

der Benutzung oben bezeichneter Anschlussstelle und des zu versorgenden Grundstiicks und Geb&udes geméaR den
Regelungen in § 8 Absdtze 1 und 4 AVBFernwérmeV durch das Fernwérmeversorgungsunternehmen Stadtwerke

Passau GmbH, Regensburgerstr. 29, 94036 Passau zu.

, den

Unterschrift Grundstiickseigentiimer / Erbbauberechtigter
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CIA/LE

Stadtwerke Passau

Anlage 2 zum Netzanschluss- / Fernwarmeversorgungsvertrag — HKW Schulzentrum

Lageplan - Variante 1

LAGEPLAN

O-DJ B gy B PR <]

Eigentumsgrenze /
Ubergabepunkt

- Hausanschluss mit
O+l Hauptabsperreinrichtungen

(o Absperrventil
Warmezahler

/T_TLI/\J Temperaturbegrenzer
> Volumenstromregler

L{/ Warmetauscher

(6] Thermometer
@ Manometer

| Schmutzfanger
NS
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Stadtwerke Passau

Anlage 2 zum Netzanschluss- / Fernwarmeversorgungsvertrag — HKW Schulzentrum

Lageplan - Variante 2

LAGEPLAN

o< T PR ]

O><F——> —><

Eigentumsgrenze /
Ubergabepunkt

o4 Hausanschluss mit
- Hauptabsperreinrichtungen

(o Absperrventil
Warmezahler

/T_TLI/J Temperaturbegrenzer
>l Volumenstromregler

L{/ Warmetauscher

(6] Thermometer
@ Manometer

| Schmutzfanger
NS
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Anlage 2 zum Netzanschluss- / Fernwéarmeversorgungsvertrag - HKW Schulzentrum

Lageplan - Variante 3

LAGEPLAN

O ><F——<F

o<1

NS

P TF

Eigentumsgrenze /
Ubergabepunkt

Hausanschluss mit
Hauptabsperreinrichtungen

Absperrventil
Warmezahler
Temperaturbegrenzer
Volumenstromregler
Warmetauscher
Thermometer
Manometer

Schmutzfanger

CIA/LE

Stadtwerke Passau

Stand: 01. Méarz 2023
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Anlage 3 zum Netzanschlussvertrag Fernwarme - HKW Schulzentrum

Stadtwerke Passau GmbH
Regensburger Stralle 29
94036 Passau
Deutschland

Telefon: 0851 560-0
Telefax: 0851 560-145

info@stadtwerke-passau.de
http:/fwww.stadtwerke-passau.de
Haltestelle: StelzhamerstraRe

Buslinie 8, 9,10 und 1.

Stadtwerke Passau GmbH - Postfach 24 52 - 94014 Passau

[.]

(Anschlussnehmer)

Unsere Zeichen

[.]

lhre Zeichen, Ihre Nachricht vom

Fernwarmeversorgung fur [...]
im Objekt [...]
hier: Kostenmitteilung

Sehr geehrte Damen und Herren,

]

Eckdaten zum Wéarmeanschluss:
- Anschlusskosten:

- Baukostenzuschuss:

- Inbetriebsetzung Kundenanlage:

€
€
€

SW/E

Stadtwerke Passau

Telefon, Name

]

Passau,

]

[...] netto
[...] netto
[...] netto

Alle angegebenen Preise sind netto zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer.

[..]

Mit freundlichen GriRRen

STADTWERKE PAssau GvBH

USt-IdNr.: DE812538465

Bankverbindung: Sparkasse Passau - Kto.-Nr. 42 - BLZ 740 500 00
IBAM: DE82 7405 co00 0000 0000 42 - BIC: BYLADEMIPAS
Geschaftsfilhrer: Prof. Dr. Stephan Prechtl

Sitz der Gesellschaft: Passau - Registergericht: Passau, HRB 5728
Vorsitzender des Aufsichtsrates: Oberbiirgermeister lilrgen Dupper

Mit Energie fiir Sie



Anlage 4 zum Netzanschluss- / Fernwirmeversorgungsvertrag — HKW Schulzentrum

Verordnung uber Allgemeine Bedingungen fur die Versorgung mit
Fernwarme (AVBFernwarmeV)

AVBFernwarmeV
Ausfertigungsdatum: 20.06.1980
Vollzitat:

"Verordnung UGber Allgemeine Bedingungen flr die Versorgung mit Fernwarme vom 20. Juni 1980 (BGBI. | S. 742),
die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 13. Juli 2022 (BGBI. | S. 1134) geandert worden ist"

Stand: Zuletzt gedndert durch Art. 1V v. 13.7.2022 11134

FuBnote

(+++ Textnachweis ab: 1.4.1980 +++)

(+++ MaBgaben aufgrund des EinigVtr vgl. AVBFernwarmeV Anhang EV; MaRgaben teilweise nicht mehr
anzuwenden gem. Art. 1 Nr. 4 Buchst. d DBuchst. pp aaa, bbb u. ccc Gv. 21.1.2013 191 mWv 29.1.2013 +++)

Eingangsformel

Auf Grund des § 27 des Gesetzes zur Regelung des Rechts der Allgemeinen Geschaftsbedingungen vom 9.
Dezember 1976 (BGBI. I S. 3317) wird mit Zustimmung des Bundesrates verordnet:

§ 1 Gegenstand der Verordnung

(1) Soweit Fernwarmeversorgungsunternehmen flir den Anschlu an die Fernwarmeversorgung und flr die
Versorgung mit Fernwarme Vertragsmuster oder Vertragsbedingungen verwenden, die fir eine Vielzahl von
Vertradgen vorformuliert sind (allgemeine Versorgungsbedingungen), gelten die §§ 2 bis 34. Diese sind, soweit
Absatz 3 und § 35 nichts anderes vorsehen, Bestandteil des Versorgungsvertrages.

(2) Die Verordnung gilt nicht fir den AnschluB und die Versorgung von Industrieunternehmen.

(3) Der Vertrag kann auch zu allgemeinen Versorgungsbedingungen abgeschlossen werden, die von den

§§ 2 bis 34 abweichen, wenn das Fernwarmeversorgungsunternehmen einen Vertragsabschluf3 zu den
allgemeinen Bedingungen dieser Verordnung angeboten hat und der Kunde mit den Abweichungen ausdricklich
einverstanden ist. Auf die abweichenden Bedingungen sind die §§ 305 bis 310 des Birgerlichen Gesetzbuchs
anzuwenden. Von den Bestimmungen des § 18 Absatz 1 und § 24 Absatz 1 darf nicht abgewichen werden.

(4) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen hat seine allgemeinen Versorgungsbedingungen, soweit sie
in dieser Verordnung nicht abschliefend geregelt sind oder nach Absatz 3 von den §§ 2 bis 34 abweichen,
einschlieBlich der dazugehérenden Preisregelungen und Preislisten in geeigneter Weise 6ffentlich
bekanntzugeben.

§ 1a Veroffentlichungspflichten

(1) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen hat in leicht zuganglicher und allgemein verstandlicher Form

in jeweils aktueller Fassung seine allgemeinen Versorgungsbedingungen, einschlieBlich der dazugehérenden
Preisregelungen, Preisanpassungsklauseln und Preiskomponenten, sowie eindeutige Verweise auf die Quellen
verwendeter Indizes und Preislisten barrierefrei im Internet zu verdffentlichen.

(2) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen hat zudem Informationen Uber die Netzverluste in
Megawattstunden pro Jahr als Differenz zwischen der Warme-Netzeinspeisung und der nutzbaren Warmeabgabe
im Internet in leicht zuganglicher und allgemein verstandlicher Form zu veréffentlichen. Die Warmeabgabe
entspricht der vom Kunden und vom Versorger flr eigene Einrichtungen entnommenen Warme.

§ 2 VertragsabschluB
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(1) Der Vertrag soll schriftlich abgeschlossen werden. Ist er auf andere Weise zustande gekommen, so hat das
Fernwarmeversorgungsunternehmen den Vertragsabschluf dem Kunden unverzuglich schriftlich zu bestatigen.
Wird die Bestatigung mit automatischen Einrichtungen ausgefertigt, bedarf es keiner Unterschrift. Im Vertrag
oder in der Vertragsbestatigung ist auf die allgemeinen Versorgungsbedingungen hinzuweisen.

(2) Kommt der Vertrag dadurch zustande, dall Fernwarme aus dem Verteilungsnetz des
Fernwarmeversorgungsunternehmens entnommen wird, so ist der Kunde verpflichtet, dies dem Unternehmen
unverziglich mitzuteilen. Die Versorgung erfolgt zu den fir gleichartige Versorgungsverhaltnisse geltenden
Preisen.

(3) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen ist verpflichtet, jedem Neukunden bei VertragsabschluRR sowie
den Ubrigen Kunden auf Verlangen die dem Vertrag zugrunde liegenden allgemeinen Versorgungsbedingungen
einschliellich der dazugehérenden Preisregelungen und Preislisten unentgeltlich auszuhandigen.

§ 3 Anpassung der Leistung

(1) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen hat dem Kunden die Moglichkeit einzuraumen, eine Anpassung der
vertraglich vereinbarten Warmeleistung (Leistung) wahrend der Vertragslaufzeit vorzunehmen. Die Anpassung
der Leistung nach Satz 1 kann einmal jahrlich mit einer Frist von vier Wochen zum Ende eines Kalendermonats
erfolgen und bedarf keines Nachweises, sofern sich die Leistung nicht um mehr als 50 Prozent reduziert.

(2) Der Kunde kann eine Anpassung der Leistung, die eine Reduktion um mehr als 50 Prozent im Vergleich zur
vertraglich vereinbarten Leistung darstellt, oder eine Kiindigung des Versorgungsvertrages mit zweimonatiger
Frist vornehmen, sofern er die Leistung durch den Einsatz erneuerbarer Energien ersetzen will. Er hat zu belegen,
dass erneuerbare Energien eingesetzt werden sollen.

§ 4 Art der Versorgung

(1) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen stellt zu den jeweiligen allgemeinen Versorgungsbedingungen
Dampf, Kondensat oder Heizwasser als Warmetrager zur Verfliigung.

(2) Anderungen der allgemeinen Versorgungsbedingungen werden erst nach éffentlicher Bekanntgabe wirksam.

(3) FUr das Vertragsverhaltnis ist der vereinbarte Warmetrager maBRgebend. Das
Fernwarmeversorgungsunternehmen kann mittels eines anderen Warmetragers versorgen, falls dies in
besonderen Fallen aus wirtschaftlichen oder technischen Griinden zwingend notwendig ist. Die Eigenschaften
des Warmetragers insbesondere in bezug auf Temperatur und Druck ergeben sich aus den technischen
AnschluBbedingungen. Sie missen so beschaffen sein, dal der Warmebedarf des Kunden in dem vereinbarten
Umfang gedeckt werden kann. Zur Anderung technischer Werte ist das Unternehmen nur berechtigt, wenn die
Warmebedarfsdeckung des Kunden nicht beeintrachtigt wird oder die Versorgung aus technischen Grinden
anders nicht aufrecht erhalten werden kann oder dies gesetzlich oder behdrdlich vorgeschrieben wird.

(4) Stellt der Kunde Anforderungen an die Warmelieferung und an die Beschaffenheit des Warmetragers, die
uber die vorgenannten Verpflichtungen hinausgehen, so obliegt es ihm selbst, entsprechende Vorkehrungen zu
treffen.

§ 5 Umfang der Versorgung, Benachrichtigung bei Versorgungsunterbrechungen

(1) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen ist verpflichtet, Warme im vereinbarten Umfang jederzeit an der
Ubergabestelle zur Verfugung zu stellen. Dies gilt nicht,

1. soweit zeitliche Beschrankungen vertraglich vorbehalten sind,

2. soweit und solange das Unternehmen an der Erzeugung, dem Bezug oder der Fortleitung des Warmetragers
durch héhere Gewalt oder sonstige Umsténde, deren Beseitigung ihm wirtschaftlich nicht zugemutet
werden kann, gehindert ist.

(2) Die Versorgung kann unterbrochen werden, soweit dies zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten
erforderlich ist. Das Fernwarmeversorgungsunternehmen hat jede Unterbrechung oder UnregelmaRigkeit
unverzlglich zu beheben.
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(3) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen hat die Kunden bei einer nicht nur flr kurze Dauer beabsichtigten
Unterbrechung der Versorgung rechtzeitig in geeigneter Weise zu unterrichten. Die Pflicht zur Benachrichtigung
entfallt, wenn die Unterrichtung

1. nach den Umstanden nicht rechtzeitig mdglich ist und das Unternehmen dies nicht zu vertreten hat oder
2. die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen verzégern wurde.

§ 6 Haftung bei Versorgungsstorungen

(1) FUr Schaden, die ein Kunde durch Unterbrechung der Fernwarmeversorgung oder durch UnregelmaBigkeiten
in der Belieferung erleidet, haftet das ihn beliefernde Fernwarmeversorgungsunternehmen aus Vertrag oder
unerlaubter Handlung im Falle

1. der Tétung oder Verletzung des Kérpers oder der Gesundheit des Kunden, es sei denn, dal§ der Schaden
von dem Unternehmen oder einem Erflllungs- oder Verrichtungsgehilfen weder vorsatzlich noch fahrlassig
verursacht worden ist,

2. der Beschadigung einer Sache, es sei denn, daB der Schaden weder durch Vorsatz noch durch grobe
Fahrlassigkeit des Unternehmens oder eines Erflllungs- oder Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist,

3. eines Vermdgensschadens, es sei denn, dafs dieser weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlassigkeit
des Inhabers des Unternehmens oder eines vertretungsberechtigten Organs oder Gesellschafters
verursacht worden ist.

§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Birgerlichen Gesetzbuches ist nur bei vorsatzlichem Handeln von Verrichtungsgehilfen
anzuwenden.

(2) Absatz 1 ist auch auf Anspriiche von Kunden anzuwenden, die diese gegen ein drittes
Fernwarmeversorgungsunternehmen aus unerlaubter Handlung geltend machen. Das
Fernwarmeversorgungsunternehmen ist verpflichtet, seinen Kunden auf Verlangen Utber die mit der
Schadensverursachung durch ein drittes Unternehmen zusammenhangenden Tatsachen insoweit Auskunft zu
geben, als sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklart werden kénnen und ihre Kenntnis
zur Geltendmachung des Schadensersatzes erforderlich ist.

(3) Die Ersatzpflicht entfallt fir Schaden unter 15 Euro.

(4) Ist der Kunde berechtigt, die gelieferte Warme an einen Dritten weiterzuleiten, und erleidet dieser durch
Unterbrechung der Fernwarmeversorgung oder durch UnregelmaBigkeiten in der Belieferung einen Schaden, so
haftet das Fernwarmeversorgungsunternehmen dem Dritten gegenuber in demselben Umfange wie dem Kunden
aus dem Versorgungsvertrag.

(5) Leitet der Kunde die gelieferte Warme an einen Dritten weiter, so hat er im Rahmen seiner

rechtlichen Mdglichkeiten sicherzustellen, daB dieser aus unerlaubter Handlung keine weitergehenden
Schadensersatzanspriiche erheben kann, als sie in den Absatzen 1 bis 3 vorgesehen sind. Das
Fernwarmeversorgungsunternehmen hat den Kunden hierauf bei Abschlul® des Vertrages besonders hinzuweisen.

(6) Der Kunde hat den Schaden unverzlglich dem ihn beliefernden Fernwarmeversorgungsunternehmen oder,
wenn dieses feststeht, dem ersatzpflichtigen Unternehmen mitzuteilen. Leitet der Kunde die gelieferte Warme an
einen Dritten weiter, so hat er diese Verpflichtung auch dem Dritten aufzuerlegen.

§7
(weggefallen)

§ 8 Grundstiicksbenutzung

(1) Kunden und AnschluBnehmer, die Grundstickseigentiimer sind, haben fur Zwecke der 6rtlichen
Versorgung das Anbringen und Verlegen von Leitungen zur Zu- und Fortleitung von Fernwarme dber ihre im
gleichen Versorgungsgebiet liegenden Grundstucke und in ihren Gebauden, ferner das Anbringen sonstiger
Verteilungsanlagen und von Zubehor sowie erforderliche SchutzmalBnahmen unentgeltlich zuzulassen. Diese
Pflicht betrifft nur Grundsticke, die an die Fernwarmeversorgung angeschlossen sind, die vom Eigentimer in
wirtschaftlichem Zusammenhang mit der Fernwarmeversorgung eines angeschlossenen Grundstiicks genutzt
werden oder fUr die die Moglichkeit der Fernwarmeversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Sie entfallt,
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wenn die Inanspruchnahme der Grundstiicke den Eigentimer mehr als notwendig oder in unzumutbarer Weise
belasten wirde.

(2) Der Kunde oder AnschluBnehmer ist rechtzeitig dber Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme
von Grundstlck und Gebaude zu benachrichtigen.

(3) Der Grundstlickseigentiimer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn sie an der bisherigen
Stelle fur ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat das Fernwarmeversorgungsunternehmen
zu tragen; dies gilt nicht, soweit die Einrichtungen ausschlieBlich der Versorgung des Grundstlcks dienen.

(4) Wird der Fernwarmebezug eingestellt, so hat der Grundstiickseigentimer die Entfernung der Einrichtungen
zu gestatten oder sie auf Verlangen des Unternehmens noch finf Jahre unentgeltlich zu dulden, es sei denn, dal
ihm dies nicht zugemutet werden kann.

(5) Kunden und Anschlunehmer, die nicht Grundstuckseigentimer sind, haben auf Verlangen des
Fernwarmeversorgungsunternehmens die schriftliche Zustimmung des Grundstickseigentimers zur Benutzung
des zu versorgenden Grundstiicks und Gebdudes im Sinne der Absatze 1 und 4 beizubringen.

(6) Hat der Kunde oder AnschluBnehmer zur Sicherung der dem Fernwarmeversorgungsunternehmen nach
Absatz 1 einzurdumenden Rechte vor Inkrafttreten dieser Verordnung die Eintragung einer Dienstbarkeit
bewilligt, so bleibt die der Bewilligung zugrunde liegende Vereinbarung unberihrt.

(7) Die Absatze 1 bis 6 gelten nicht fur 6ffentliche Verkehrswege und Verkehrsflachen sowie fir Grundsticke, die
durch Planfeststellung fur den Bau von éffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflachen bestimmt sind.

§ 9 Baukostenzuschiisse

(1) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen ist berechtigt, von den AnschlufBnehmern einen angemessenen
Baukostenzuschul® zur teilweisen Abdeckung der bei wirtschaftlicher Betriebsfiihrung notwendigen Kosten fiir die
Erstellung oder Verstarkung von der ortlichen Versorgung dienenden Verteilungsanlagen zu verlangen, soweit sie
sich ausschlieBlich dem Versorgungsbereich zuordnen lassen, in dem der Anschlu8 erfolgt. Baukostenzuschiisse
dirfen héchstens 70 vom Hundert dieser Kosten abdecken.

(2) Der von den AnschluBnehmern als Baukostenzuschul zu ibernehmende Kostenanteil bemift sich nach dem
Verhaltnis, in dem die an seinem HausanschluR vorzuhaltende Leistung zu der Summe der Leistungen steht,

die in den im betreffenden Versorgungsbereich erstellten Verteilungsanlagen oder auf Grund der Verstarkung
insgesamt vorgehalten werden kénnen. Der Durchmischung der jeweiligen Leistungsanforderungen ist Rechnung
zu tragen.

(3) Ein weiterer Baukostenzuschuf8 darf nur dann verlangt werden, wenn der AnschluBnehmer seine
Leistungsanforderung wesentlich erhoht. Er ist nach Absatz 2 zu bemessen.

(4) Wird ein AnschluB an eine Verteilungsanlage hergestellt, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung
errichtet worden oder mit deren Errichtung vor diesem Zeitpunkt begonnen worden ist, und ist der Anschlu8
ohne Verstarkung der Anlage mdglich, so kann das Fernwarmeversorgungsunternehmen abweichend von
den Absatzen 1 und 2 einen Baukostenzuschu8 nach MaRgabe der fir die Anlage bisher verwendeten
BerechnungsmaRstabe verlangen.

(5) Der BaukostenzuschuB und die in § 10 Abs. 5 geregelten HausanschluBkosten sind getrennt zu errechnen und
dem AnschluBnehmer aufgegliedert auszuweisen.

§ 10 HausanschluRB

(1) Der Hausanschluf besteht aus der Verbindung des Verteilungsnetzes mit der Kundenanlage. Er beginnt an
der Abzweigstelle des Verteilungsnetzes und endet mit der Ubergabestelle, es sei denn, daR eine abweichende
Vereinbarung getroffen ist.

(2) Die Herstellung des Hausanschlusses soll auf einem Vordruck beantragt werden.

(3) Art, Zahl und Lage der Hausanschliisse sowie deren Anderung werden nach Anhérung des AnschluRnehmers
und unter Wahrung seiner berechtigten Interessen vom Fernwarmeversorgungsunternehmen bestimmt.
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(4) Hausanschlisse gehdren zu den Betriebsanlagen des Fernwarmeversorgungsunternehmens und stehen in
dessen Eigentum, es sei denn, dal8 eine abweichende Vereinbarung getroffen ist. Sie werden ausschlieBlich

von diesem hergestellt, unterhalten, erneuert, geandert, abgetrennt und beseitigt, missen zuganglich und

vor Beschadigungen geschutzt sein. Soweit das Versorgungsunternehmen die Erstellung des Hausanschlusses
oder Veranderungen des Hausanschlusses nicht selbst sondern durch Nachunternehmer durchfihren 138t, sind
Wunsche des AnschluBnehmers bei der Auswahl der Nachunternehmer zu bericksichtigen. Der Anschlufnehmer
hat die baulichen Voraussetzungen fur die sichere Errichtung des Hausanschlusses zu schaffen. Er darf keine
Einwirkungen auf den HausanschluB vornehmen oder vornehmen lassen.

(5) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen ist berechtigt, vom AnschluBnehmer die Erstattung der bei
wirtschaftlicher Betriebsfihrung notwendigen Kosten fir

1. die Erstellung des Hausanschlusses,

2. die Veranderungen des Hausanschlusses, die durch eine Anderung oder Erweiterung seiner Anlage
erforderlich oder aus anderen Grinden von ihm veranlaRt werden,

zu verlangen. Die Kosten kénnen pauschal berechnet werden. § 18 Abs. 5 Satz 1 bleibt unberiihrt.

(6) Kommen innerhalb von funf Jahren nach Herstellung des Hausanschlusses weitere Anschliisse

hinzu und wird der HausanschluR dadurch teilweise zum Bestandteil des Verteilungsnetzes, so hat das
Fernwarmeversorgungsunternehmen die Kosten neu aufzuteilen und dem AnschluBnehmer den etwa zuviel
gezahlten Betrag zu erstatten.

(7) Jede Beschadigung des Hausanschlusses, insbesondere das Undichtwerden von Leitungen sowie sonstige
Stérungen sind dem Fernwarmeversorgungsunternehmen unverziglich mitzuteilen.

(8) Kunden und AnschluBnehmer, die nicht Grundstiickseigentiimer sind, haben auf Verlangen des
Fernwarmeversorgungsunternehmens die schriftliche Zustimmung des Grundstiickseigentiimers zur Herstellung
des Hausanschlusses unter Anerkennung der damit verbundenen Verpflichtungen beizubringen.

§ 11 Ubergabestation

(1) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen kann verlangen, dal8 der AnschluBnehmer unentgeltlich einen
geeigneten Raum oder Platz zur Unterbringung von MeR-, Regel- und Absperreinrichtungen, Umformern und
weiteren technischen Einrichtungen zur Verfligung stellt, soweit diese zu seiner Versorgung erforderlich sind.
Das Unternehmen darf die Einrichtungen auch flr andere Zwecke benutzen, soweit dies fir den AnschluBnehmer
zumutbar ist.

(2) § 8 Abs. 3 und 4 sowie § 10 Abs. 8 gelten entsprechend.
§ 12 Kundenanlage

(1) Fiir die ordnungsgemaRe Errichtung, Erweiterung, Anderung und Unterhaltung der Anlage hinter dem
Hausanschlul3, mit Ausnahme der Mel3- und Regeleinrichtungen des Fernwarmeversorgungsunternehmens, ist
der Anschlunehmer verantwortlich. Hat er die Anlage oder Anlagenteile einem Dritten vermietet oder sonst zur
Benutzung Uberlassen, so ist er neben diesem verantwortlich.

(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Verordnung und anderer gesetzlicher oder
behérdlicher Bestimmungen sowie nach den anerkannten Regeln der Technik errichtet, erweitert, geandert und
unterhalten werden. Das Fernwarmeversorgungsunternehmen ist berechtigt, die Ausfihrung der Arbeiten zu
Uberwachen.

(3) Anlagenteile, die sich vor den MeReinrichtungen befinden, kdnnen plombiert werden. Ebenso kénnen
Anlagenteile, die zur Kundenanlage gehéren, unter Plombenverschlull genommen werden, um eine einwandfreie
Messung zu gewahrleisten. Die dafur erforderliche Ausstattung der Anlage ist nach den Angaben des
Fernwarmeversorgungsunternehmens zu veranlassen.

(4) Es durfen nur Materialien und Gerate verwendet werden, die entsprechend den anerkannten Regeln der
Technik beschaffen sind. Das Zeichen einer amtlich anerkannten Prufstelle bekundet, dal8 diese Voraussetzungen
erfullt sind.

§ 13 Inbetriebsetzung der Kundenanlage

- Seite 5von 12 -



(1) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen oder dessen Beauftragte schlieBen die Anlage an das
Verteilungsnetz an und setzen sie in Betrieb.

(2) Jede Inbetriebsetzung der Anlage ist beim Fernwarmeversorgungsunternehmen zu beantragen. Dabei ist das
Anmeldeverfahren des Unternehmens einzuhalten.

(3) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen kann fur die Inbetriebsetzung vom Kunden Kostenerstattung
verlangen; die Kosten kénnen pauschal berechnet werden.

§ 14 Uberpriifung der Kundenanlage

(1) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen ist berechtigt, die Kundenanlage vor und nach ihrer
Inbetriebsetzung zu Gberprifen. Es hat den Kunden auf erkannte Sicherheitsmangel aufmerksam zu machen und
kann deren Beseitigung verlangen.

(2) Werden Mangel festgestellt, welche die Sicherheit gefahrden oder erhebliche Stérungen erwarten lassen, so
ist das Fernwarmeversorgungsunternehmen berechtigt, den Anschlul® oder die Versorgung zu verweigern; bei
Gefahr fur Leib oder Leben ist es hierzu verpflichtet.

(3) Durch Vornahme oder Unterlassung der Uberpriifung der Anlage sowie durch deren AnschluR an das
Verteilungsnetz Gbernimmt das Fernwarmeversorgungsunternehmen keine Haftung fur die Mangelfreiheit der
Anlage. Dies gilt nicht, wenn es bei einer Uberpriifung Méngel festgestellt hat, die eine Gefahr fiir Leib oder
Leben darstellen.

§ 15 Betrieb, Erweiterung und Anderung von Kundenanlage und Verbrauchseinrichtungen,
Mitteilungspflichten

(1) Anlage und Verbrauchseinrichtungen sind so zu betreiben, dall Stérungen anderer Kunden und stérende
Ruckwirkungen auf Einrichtungen des Fernwarmeversorgungsunternehmens oder Dritter ausgeschlossen sind.

(2) Erweiterungen und Anderungen der Anlage sowie die Verwendung zusatzlicher Verbrauchseinrichtungen

sind dem Fernwarmeversorgungsunternehmen mitzuteilen, soweit sich dadurch preisliche Bemessungsgroften
andern oder sich die vorzuhaltende Leistung erhoht. Nahere Einzelheiten tber den Inhalt der Mitteilung kann das
Unternehmen regein.

§ 16 Zutrittsrecht

Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten des
Fernwarmeversorgungsunternehmens den Zutritt zu seinen Raumen zu gestatten, soweit dies fir die Prifung
der technischen Einrichtungen, zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten nach dieser Verordnung,
insbesondere zur Ablesung, oder zur Ermittlung preislicher Bemessungsgrundlagen erforderlich und vereinbart
ist.

§ 17 Technische AnschluBbedingungen

(1) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen ist berechtigt, weitere technische Anforderungen an den
HausanschluB und andere Anlagenteile sowie an den Betrieb der Anlage festzulegen, soweit dies aus
Grunden der sicheren und stérungsfreien Versorgung, insbesondere im Hinblick auf die Erfordernisse des
Verteilungsnetzes und der Erzeugungsanlagen notwendig ist. Diese Anforderungen dirfen den anerkannten
Regeln der Technik nicht widersprechen. Der AnschluB bestimmter Verbrauchseinrichtungen kann von der
vorherigen Zustimmung des Versorgungsunternehmens abhangig gemacht werden. Die Zustimmung darf nur
verweigert werden, wenn der Anschlul eine sichere und stérungsfreie Versorgung gefahrden wirde.

(2) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen hat die weiteren technischen Anforderungen der zustandigen
Behérde anzuzeigen. Die Behdrde kann sie beanstanden, wenn sie mit Inhalt und Zweck dieser Verordnung nicht
zu vereinbaren sind.

§ 18 Messung

(1) FUr die Messung der gelieferten Warmemenge (Warmemessung) ist § 3 der Fernwarme- oder Fernkalte-
Verbrauchserfassungs- und -Abrechnungsverordnung vom 28. September 2021 (BGBI. I S. 4591) in der

jeweils geltenden Fassung anzuwenden. Anstelle der Warmemessung ist auch die Messung der Wassermenge
ausreichend (Ersatzverfahren), wenn die Einrichtungen zur Messung der Wassermenge vor dem 30. September
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1989 installiert worden sind. Der anteilige Warmeverbrauch mehrerer Kunden kann mit Einrichtungen zur
Verteilung von Heizkosten (Hilfsverfahren) bestimmt werden, wenn die gelieferte Warmemenge wie folgt
festgestellt wird:

1. aneinem Hausanschluss, von dem aus mehrere Kunden versorgt werden, oder

2. an einer sonstigen verbrauchsnah gelegenen Stelle fir einzelne Gebaudegruppen, die vor dem 1. April 1980
an das Verteilungsnetz angeschlossen worden sind.

Das Unternehmen bestimmt das jeweils anzuwendende Verfahren; dabei ist es berechtigt, dieses wahrend der
Vertragslaufzeit zu andern.

(2) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen hat daflr Sorge zu tragen, daR eine einwandfreie Anwendung der
in Absatz 1 genannten Verfahren gewabhrleistet ist. Es bestimmt Art, Zahl und GréRe sowie Anbringungsort von
MeR- und Regeleinrichtungen. Ebenso ist die Lieferung, Anbringung, Uberwachung, Unterhaltung und Entfernung
der MeR- und Regeleinrichtungen Aufgabe des Unternehmens. Es hat den Kunden und den AnschluBnehmer
anzuhdren und deren berechtigte Interessen zu wahren. Es ist verpflichtet, auf Verlangen des Kunden oder

des Hauseigentliimers Mel3- oder Regeleinrichtungen zu verlegen, wenn dies ohne Beeintrachtigung einer
einwandfreien Messung oder Regelung méglich ist.

(3) Die Kosten fur die MeReinrichtungen hat das Fernwarmeversorgungsunternehmen zu tragen; die Zulassigkeit
von Verrechnungspreisen bleibt unberihrt. Die im Falle des Absatzes 2 Satz 5 entstehenden Kosten hat der
Kunde oder der Hauseigentimer zu tragen.

(4) Der Kunde haftet fur das Abhandenkommen und die Beschadigung von MeR- und Regeleinrichtungen, soweit
ihn hieran ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, Beschadigungen und Stérungen dieser Einrichtungen dem
Fernwarmeversorgungsunternehmen unverziiglich mitzuteilen.

(5) Bei der Abrechnung der Lieferung von Fernwarme und Fernwarmwasser sind die Bestimmungen der
Verordnung uber Heizkostenabrechnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. April 1984 (BGBI. | S. 592),
geandert durch Artikel 1 der Verordnung vom 19. Januar 1989 (BGBI. | S. 109), zu beachten.

§ 19 Nachpriifung von MeBeinrichtungen

(1) Der Kunde kann jederzeit die Nachprifung der MeRBeinrichtungen verlangen. Bei MelSeinrichtungen, die
den eichrechtlichen Vorschriften entsprechen missen, kann er die Nachpriafung durch eine Eichbehdrde oder
eine staatlich anerkannte Prifstelle im Sinne des § 40 Absatz 3 des Mess- und Eichgesetzes verlangen. Stellt
der Kunde den Antrag auf Prifung nicht bei dem Fernwarmeversorgungsunternehmen, so hat er dieses vor
Antragstellung zu benachrichtigen.

(2) Die Kosten der Priifung fallen dem Unternehmen zur Last, falls eine nicht unerhebliche Ungenauigkeit
festgestellt wird, sonst dem Kunden. Bei MeReinrichtungen, die den eichrechtlichen Vorschriften entsprechen
mussen, ist die Ungenauigkeit dann nicht unerheblich, wenn sie die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen
Uberschreitet.

§ 20 Ablesung

(1) Die Meleinrichtungen werden vom Beauftragten des Fernwarmeversorgungsunternehmens maoglichst in
gleichen Zeitabstanden oder auf Verlangen des Unternehmens vom Kunden selbst abgelesen. Dieser hat dafur
Sorge zu tragen, daf die MeReinrichtungen leicht zuganglich sind.

(2) Solange der Beauftragte des Unternehmens die Radume des Kunden nicht zum Zwecke der Ablesung betreten
kann, darf das Unternehmen den Verbrauch auf der Grundlage der letzten Ablesung schatzen; die tatsachlichen
Verhaltnisse sind angemessen zu berlcksichtigen.

§ 21 Berechnungsfehler

(1) Ergibt eine Prifung der MeReinrichtungen eine nicht unerhebliche Ungenauigkeit oder werden Fehler in der
Ermittlung des Rechnungsbetrages festgestellt, so ist der zuviel oder zuwenig berechnete Betrag zu erstatten
oder nachzuentrichten. Ist die GroBe des Fehlers nicht einwandfrei festzustellen oder zeigt eine MeBeinrichtung
nicht an, so ermittelt das Fernwarmeversorgungsunternehmen den Verbrauch fir die Zeit seit der letzten
fehlerfreien Ablesung aus dem Durchschnittsverbrauch des ihr vorhergehenden und des der Feststellung des
Fehlers nachfolgenden Ablesezeitraums oder auf Grund des vorjahrigen Verbrauchs durch Schatzung; die
tatsachlichen Verhaltnisse sind angemessen zu berlcksichtigen.
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(2) Ansprlche nach Absatz 1 sind auf den der Feststellung des Fehlers vorhergehenden Ablesezeitraum
beschrankt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers kann Uber einen gréReren Zeitraum festgestellt werden; in
diesem Fall ist der Anspruch auf Iangstens zwei Jahre beschrankt.

§ 22 Verwendung der Warme

(1) Die Warme wird nur flr die eigenen Zwecke des Kunden und seiner Mieter zur Verfligung gestellt. Die
Weiterleitung an sonstige Dritte ist nur mit schriftlicher Zustimmung des Fernwarmeversorgungsunternehmens
zulassig. Diese muR erteilt werden, wenn dem Interesse an der Weiterleitung nicht Gberwiegende
versorgungswirtschaftliche Griinde entgegenstehen.

(2) Dampf, Kondensat oder Heizwasser durfen den Anlagen, soweit nichts anderes vereinbart ist, nicht
entnommen werden. Sie dirfen weder verandert noch verunreinigt werden.

§ 23 Vertragsstrafe

(1) Entnimmt der Kunde Warme unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der MelReinrichtungen oder
nach Einstellung der Versorgung, so ist das Fernwarmeversorgungsunternehmen berechtigt, eine Vertragsstrafe
zu verlangen. Diese bemiBt sich nach der Dauer der unbefugten Entnahme und darf das Zweifache des flr diese
Zeit bei hochstmdglichem Warmeverbrauch zu zahlenden Entgelts nicht Ubersteigen.

(2) Ist die Dauer der unbefugten Entnahme nicht festzustellen, so kann die Vertragsstrafe tber einen
festgestellten Zeitraum hinaus flr l[angstens ein Jahr erhoben werden.

§ 24 Abrechnung, Preisanderungsklauseln

(1) Die Abrechnung des Energieverbrauchs und die Bereitstellung von Abrechnungsinformationen einschliefSlich
Verbrauchsinformationen erfolgt nach den §§ 4 und 5 der Fernwarme- oder Fernkalte-Verbrauchserfassungs- und
-Abrechnungsverordnung in der jeweils geltenden Fassung.

(2) (weggefallen)

(3) Andern sich innerhalb eines Abrechnungszeitraumes die Preise, so wird der fiir die neuen Preise maRgebliche
Verbrauch zeitanteilig berechnet; jahreszeitliche Verbrauchsschwankungen sind auf der Grundlage der fur die
jeweilige Abnehmergruppe mafRgeblichen Erfahrungswerte angemessen zu berucksichtigen. Entsprechendes gilt
bei Anderung des Umsatzsteuersatzes.

(4) Preisanderungsklauseln durfen nur so ausgestaltet sein, dal§ sie sowohl die Kostenentwicklung bei

Erzeugung und Bereitstellung der Fernwarme durch das Unternehmen als auch die jeweiligen Verhaltnisse

auf dem Warmemarkt angemessen bericksichtigen. Sie missen die maltgeblichen Berechnungsfaktoren
vollstandig und in allgemein verstandlicher Form ausweisen. Bei Anwendung der Preisanderungsklauseln ist der
prozentuale Anteil des die Brennstoffkosten abdeckenden Preisfaktors an der jeweiligen Preisanderung gesondert
auszuweisen. Eine Anderung einer Preisdnderungsklausel darf nicht einseitig durch éffentliche Bekanntgabe
erfolgen.

(5) Hat ein Energieversorgungsunternehmen gegenuber einem Fernwarmeversorgungsunternehmen

nach § 24 Absatz 1 oder Absatz 4 des Energiesicherungsgesetzes vom 20. Dezember 1974 (BGBI.

I S. 3681), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 8. Juli 2022 (BGBI. | S. 1054) geandert

worden ist, den Preis fur die Lieferung von Gas zur Erzeugung von Fernwarme erhdht, so sind dieses
Fernwarmeversorgungsunternehmen sowie ein Fernwarmeversorgungsunternehmen, das seinerseits

Warme von einem solchen Fernwarmeversorgungsunternehmen geliefert bekommt, berechtigt, ein in einem
Warmeliefervertrag vereinbartes und insoweit einschldgiges Preisanpassungsrecht friihestens zwei Wochen
nach der Gaspreiserh6hung auszulben, auch wenn in dem Warmeliefervertrag ein langerer Zeitraum fur die
Anpassung des Preises fiir die Warmelieferung an die Anderung der durch die Gaspreiserhéhung gestiegenen
Bezugskosten vereinbart wurde. Die Austubung des Preisanpassungsrechts ist dem Kunden in Textform
mitzuteilen und mit einer Begriindung zu versehen. Die Preisanpassung wird frihestens zwei Wochen nach
dem Tag, der auf den Tag des Zugangs der mit der Begriindung versehenen Mitteilung folgt, wirksam. Ubt
das Fernwarmeversorgungsunternehmen ein vertraglich vereinbartes Preisanpassungsrecht gegeniiber dem
Kunden nach Maligabe des Satzes 1 aus, hat der Kunde das Recht, den Warmeliefervertrag auBerordentlich
mit Wirkung spatestens zum Ende des ersten Jahres nach Wirksamwerden der Preisanderung zu kindigen. Die
Kindigung ist dabei binnen vier Wochen nach Wirksamwerden der Preisanderung in Textform gegenuber dem
Fernwarmeversorgungsunternehmen unter Angabe des gewahlten Wirksamkeitszeitpunkts zu erklaren. In der
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Preisanpassungsmitteilung nach Satz 2 ist auf das Kiindigungsrecht nach Satz 3 und auf das Uberpriifungsrecht
nach Absatz 6 Satz 1 hinzuweisen.

(6) Bis zur Aufhebung der Feststellung nach § 24 Absatz 1 Satz 1 des Energiesicherungsgesetzes durch

die Bundesnetzagentur hat der Kunde des Fernwarmeversorgungsunternehmens, das ein vertraglich
vereinbartes Preisanpassungsrecht gegeniber dem Kunden nach MalRgabe des Absatzes 5 Satz 1 ausgeubt
hat, das Recht, alle zwei Monate ab Wirksamwerden einer solchen Preisanpassung die Uberpriifung

und gegebenenfalls unverzigliche Preissenkung auf ein angemessenes Niveau zu verlangen. Das
Fernwarmeversorgungsunternehmen hat dem Kunden innerhalb einer Frist von zwei Wochen das Ergebnis
der Uberpriifung und eine etwaige Preisdnderung mitzuteilen und zu begriinden. Dabei sind fiir die
Angemessenheit des Preises beim Fernwarmeversorgungsunternehmen seit der Preisanpassung nach

Absatz 5 Satz 1 eingetretene Kostensenkungen und das Recht des Fernwarmeversorgungsunternehmens,
nach § 24 Absatz 4 des Energiesicherungsgesetzes vom Energieversorgungsunternehmen eine Anpassung
des Gaspreises zu verlangen, zu bertcksichtigen. Erfolgt auf ein Verlangen des Kunden nach Satz 1 keine
Preissenkung, hat der Kunde das Recht, den Warmeliefervertrag ohne Einhaltung einer Frist aulRerordentlich
mit Wirkung spatestens zum Ende des ersten Jahres nach Zugang der Mitteilung nach Satz 2 zu kindigen. Die
Kindigung ist dabei binnen vier Wochen nach Zugang der Mitteilung nach Satz 2 in Textform gegenliber dem
Fernwarmeversorgungsunternehmen unter Angabe des gewahlten Wirksamkeitszeitpunkts zu erklaren. In der
Mitteilung nach Satz 2 ist auf das Klindigungsrecht nach Satz 4 hinzuweisen.

(7) Nach der Aufhebung der Feststellung nach § 24 Absatz 1 Satz 1 des Energiesicherungsgesetzes

durch die Bundesnetzagentur ist Absatz 6 entsprechend anzuwenden mit der Mallgabe, dass sechs

Wochen nach Aufhebung der Feststellung nach § 24 Absatz 1 Satz 1 des Energiesicherungsgesetzes das
Fernwarmeversorgungsunternehmen verpflichtet ist, den Kunden tber die Aufhebung der Feststellung zu
unterrichten und den Preis auf ein angemessenes Niveau abzusenken. Wird ein hdherer Preis vorgesehen als der
Preis, der vor der Ausubung eines vertraglich vereinbarten Preisanpassungsrechts nach MaRgabe des Absatzes

5 Satz 1 galt, muss das Fernwarmeversorgungsunternehmen dem Kunden die Angemessenheit dieses héheren
Preises nachvollziehbar darlegen.

§ 25 Abschlagszahlungen

(1) Wird der Verbrauch flir mehrere Monate abgerechnet, so kann das Fernwarmeversorgungsunternehmen

fur die nach der letzten Abrechnung verbrauchte Fernwarme sowie fliir deren Bereitstellung und Messung
Abschlagszahlung verlangen. Die Abschlagszahlung auf das verbrauchsabhangige Entgelt ist entsprechend dem
Verbrauch im zuletzt abgerechneten Zeitraum anteilig zu berechnen. Ist eine solche Berechnung nicht méglich,
so bemift sich die Abschlagszahlung nach dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden. Macht der
Kunde glaubhaft, daB sein Verbrauch erheblich geringer ist, so ist dies angemessen zu beriicksichtigen.

(2) Andern sich die Preise, so kénnen die nach der Preisénderung anfallenden Abschlagszahlungen mit dem
Vomhundertsatz der Preisanderung entsprechend angepaft werden.

(3) Ergibt sich bei der Abrechnung, daR zu hohe Abschlagszahlungen verlangt wurden, so ist der lbersteigende
Betrag unverziiglich zu erstatten, spatestens aber mit der nachsten Abschlagsforderung zu verrechnen. Nach
Beendigung des Versorgungsverhaltnisses sind zuviel gezahlte Abschlage unverzlglich zu erstatten.

§ 26 Vordrucke fiir Rechnungen und Abschlage

Vordrucke fur Rechnungen und Abschlage mussen verstandlich sein. Die fur die Forderung maRgeblichen
Berechnungsfaktoren sind vollstandig und in allgemein verstandlicher Form auszuweisen.

§ 27 Zahlung, Verzug

(1) Rechnungen und Abschlage werden zu dem vom Fernwarmeversorgungsunternehmen angegebenen
Zeitpunkt, frihestens jedoch zwei Wochen nach Zugang der Zahlungsaufforderung fallig.

(2) Bei Zahlungsverzug des Kunden kann das Fernwarmeversorgungsunternehmen, wenn es erneut zur Zahlung
auffordert oder den Betrag durch einen Beauftragten einziehen Iait, die dadurch entstandenen Kosten auch
pauschal berechnen.

§ 28 Vorauszahlungen
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(1) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen ist berechtigt, fir den Warmeverbrauch eines
Abrechnungszeitraums Vorauszahlung zu verlangen, wenn nach den Umstanden des Einzelfalles zu besorgen ist,
daR der Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt.

(2) Die Vorauszahlung bemift sich nach dem Verbrauch des vorhergehenden Abrechnungszeitraumes oder dem
durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden. Macht der Kunde glaubhaft, dal8 sein Verbrauch erheblich
geringer ist, so ist dies angemessen zu bertcksichtigen. Erstreckt sich der Abrechnungszeitraum Gber mehrere
Monate und erhebt das Fernwarmeversorgungsunternehmen Abschlagszahlungen, so kann es die Vorauszahlung
nur in ebenso vielen Teilbetragen verlangen. Die Vorauszahlung ist bei der nachsten Rechnungserteilung zu
verrechnen.

(3) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 kann das Fernwarmeversorgungsunternehmen auch fur die
Erstellung oder Veranderung des Hausanschlusses Vorauszahlung verlangen.

§ 29 Sicherheitsleistung

(1) Ist der Kunde oder AnschluBnehmer zur Vorauszahlung nicht in der Lage, so kann das
Fernwarmeversorgungsunternehmen in angemessener Héhe Sicherheitsleistung verlangen.

(2) Barsicherheiten werden zum jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 des Blrgerlichen Gesetzbuchs verzinst.

(3) Ist der Kunde oder AnschluBnehmer in Verzug und kommt er nach erneuter Zahlungsaufforderung

nicht unverzuglich seinen Zahlungsverpflichtungen aus dem Versorgungsverhaltnis nach, so kann sich das
Fernwarmeversorgungsunternehmen aus der Sicherheit bezahlt machen. Hierauf ist in der Zahlungsaufforderung
hinzuweisen. Kursverluste beim Verkauf von Wertpapieren gehen zu Lasten des Kunden oder AnschluBnehmers.

(4) Die Sicherheit ist zurlickzugeben, wenn ihre Voraussetzungen weggefallen sind.

§ 30 Zahlungsverweigerung

Einwande gegen Rechnungen und Abschlagsberechnungen berechtigen zum Zahlungsaufschub oder zur
Zahlungsverweigerung nur,

1. soweit sich aus den Umstanden ergibt, daB offensichtliche Fehler vorliegen, und

2. wenn der Zahlungsaufschub oder die Zahlungsverweigerung innerhalb von zwei Jahren nach Zugang der
fehlerhaften Rechnung oder Abschlagsberechnung geltend gemacht wird.

§ 31 Aufrechnung

Gegen Anspriiche des Fernwarmeversorgungsunternehmens kann nur mit unbestrittenen oder rechtskraftig
festgestellten Gegenanspriichen aufgerechnet werden.

§ 32 Laufzeit des Versorgungsvertrages, Kiindigung

(1) Die Laufzeit von Versorgungsvertragen betragt héchstens zehn Jahre. Wird der Vertrag nicht von einer
der beiden Seiten mit einer Frist von neun Monaten vor Ablauf der Vertragsdauer gekindigt, so qgilt eine
Verlangerung um jeweils weitere funf Jahre als stillschweigend vereinbart.

(2) Ist der Mieter der mit Warme zu versorgenden Raume Vertragspartner, so kann er aus AnlaRR der Beendigung
des Mietverhaltnisses den Versorgungsvertrag jederzeit mit zweimonatiger Frist kindigen.

(3) Tritt anstelle des bisherigen Kunden ein anderer Kunde in die sich aus dem Vertragsverhaltnis ergebenden
Rechte und Pflichten ein, so bedarf es hierflr nicht der Zustimmung des Fernwarmeversorgungsunternehmens.
Der Wechsel des Kunden ist dem Unternehmen unverzuglich mitzuteilen. Das Unternehmen ist berechtigt,

das Vertragsverhaltnis aus wichtigem Grund mit zweiwdchiger Frist auf das Ende des der Mitteilung folgenden
Monats zu kindigen.

(4) Ist der Kunde Eigentimer der mit Warme zu versorgenden Raume, so ist er bei der VerauRerung verpflichtet,
das Fernwarmeversorgungsunternehmen unverzuglich zu unterrichten. Erfolgt die VerauRerung wahrend

der ausdricklich vereinbarten Vertragsdauer, so ist der Kunde verpflichtet, dem Erwerber den Eintritt in den
Versorgungsvertrag aufzuerlegen. Entsprechendes gilt, wenn der Kunde Erbbauberechtigter, Nielbraucher oder
Inhaber dhnlicher Rechte ist.
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(5) Tritt anstelle des bisherigen Fernwarmeversorgungsunternehmens ein anderes Unternehmen in die sich
aus dem Vertragsverhaltnis ergebenden Rechte und Pflichten ein, so bedarf es hierflir nicht der Zustimmung
des Kunden. Der Wechsel des Fernwarmeversorgungsunternehmens ist éffentlich bekanntzugeben. Der
Kunde ist berechtigt, das Vertragsverhaltnis aus wichtigem Grund mit zweiwdchiger Frist auf das Ende des der
Bekanntgabe folgenden Monats zu kiindigen.

(6) Die Kindigung bedarf der Schriftform.

§ 33 Einstellung der Versorgung, fristlose Kiindigung

(1) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen ist berechtigt, die Versorgung fristlos einzustellen, wenn der Kunde
den allgemeinen Versorgungsbedingungen zuwiderhandelt und die Einstellung erforderlich ist, um

1. eine unmittelbare Gefahr fiir die Sicherheit von Personen oder Anlagen abzuwenden,

2. den Verbrauch von Fernwarme unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der MelReinrichtungen
zu verhindern oder

3. zu gewabhrleisten, dall Stérungen anderer Kunden oder stérende Rickwirkungen auf Einrichtungen des
Unternehmens oder Dritter ausgeschlossen sind.

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichterfullung einer Zahlungsverpflichtung trotz
Mahnung, ist das Fernwarmeversorgungsunternehmen berechtigt, die Versorgung zwei Wochen nach Androhung
einzustellen. Dies gilt nicht, wenn der Kunde darlegt, dal die Folgen der Einstellung auBer Verhaltnis zur
Schwere der Zuwiderhandlung stehen, und hinreichende Aussicht besteht, dall der Kunde seinen Verpflichtungen
nachkommt. Das Fernwarmeversorgungsunternehmen kann mit der Mahnung zugleich die Einstellung der
Versorgung androhen.

(3) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen hat die Versorgung unverzuglich wieder aufzunehmen, sobald die
Grlnde fur ihre Einstellung entfallen sind und der Kunde die Kosten der Einstellung und Wiederaufnahme der
Versorgung ersetzt hat. Die Kosten kénnen pauschal berechnet werden.

(4) Das Fernwarmeversorgungsunternehmen ist in den Fallen des Absatzes 1 berechtigt, das Vertragsverhaltnis
fristlos zu kindigen, in den Fallen der Nummern 1 und 3 jedoch nur, wenn die Voraussetzungen zur Einstellung

der Versorgung wiederholt vorliegen. Bei wiederholten Zuwiderhandlungen nach Absatz 2 ist das Unternehmen
zur fristlosen Kindigung berechtigt, wenn sie zwei Wochen vorher angedroht wurde; Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt

entsprechend.

§ 34 Gerichtsstand

(1) Der Gerichtsstand flir Kaufleute, die nicht zu den in § 4 des Handelsgesetzbuchs bezeichneten
Gewerbetreibenden gehoren, juristische Personen des 6ffentlichen Rechts und 6ffentlich-
rechtliche Sondervermdégen ist am Sitz der fur den Kunden zustandigen Betriebsstelle des
Fernwarmeversorgungsunternehmens.

(2) Das gleiche gilt,

1. wenn der Kunde keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat oder

2. wenn der Kunde nach VertragsschluB seinen Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthaltsort aus dem
Geltungsbereich dieser Verordnung verlegt oder sein Wohnsitz oder gewohnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt
der Klageerhebung nicht bekannt ist.

§ 35 Offentlich-rechtliche Versorgung mit Fernwirme

(1) Rechtsvorschriften, die das Versorgungsverhaltnis 6ffentlich-rechtlich regeln, sind den Bestimmungen dieser
Verordnung entsprechend zu gestalten; unberihrt bleiben die Regelungen des Verwaltungsverfahrens sowie
gemeinderechtliche Vorschriften zur Regelung des Abgabenrechts.

(2) Bei Inkrafttreten dieser Verordnung geltende Rechtsvorschriften, die das Versorgungsverhaltnis 6ffentlich-
rechtlich regeln, sind bis zum 1. Januar 1982 anzupassen.

§ 36 Berlin-Klausel
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Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes in Verbindung mit § 29 des Gesetzes zur
Regelung des Rechts der Allgemeinen Geschaftsbedingungen auch im Land Berlin.

§ 37 Inkrafttreten
(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1980 in Kraft.

(2) Die §§ 2 bis 34 gelten auch fiir Versorgungsvertrage, die vor dem 1. April 1980 zustande gekommen

sind, unmittelbar. Das Fernwarmeversorgungsunternehmen ist verpflichtet, die Kunden in geeigneter Weise
hiertber zu unterrichten. § 32 Absatz 1 in der Fassung vom 12. November 2010 ist auch auf bestehende
Versorgungsvertrage anzuwenden, die vor dem 1. April 1980 geschlossen wurden. Vor dem 1. April 1980
geschlossene Versorgungsvertrage, deren vereinbarte Laufzeit am 12. November 2010 noch nicht beendet ist,
bleiben wirksam. Sie kénnen ab dem 12. November 2010 mit einer Frist von neun Monaten gekiindigt werden,
solange sich der Vertrag nicht nach § 32 Absatz 1 Satz 2 verlangert hat.

(3) (weggefallen)

(4) (weggefallen)

SchluRformel

Der Bundesminister fir Wirtschaft

Anhang EV Auszug aus EinigVtr Anlage | Kapitel V Sachgebiet D Abschnitt Il
(BGBI. 11 1990, 889, 1008)
- MaBgaben fiir das beigetretene Gebiet (Art. 3 EinigVtr) -

Abschnitt Il
Bundesrecht tritt in dem in Artikel 3 des Vertrages genannten Gebiet mit folgenden MaRgaben in Kraft:

Verordnung tber Allgemeine Bedingungen fir die Versorgung mit Fernwdrme vom 20. Juni 1980 (BGBI. I S. 742),
geéndert durch Artikel 4 der Verordnung vom 19. Januar 1989 (BGBI. 1 S. 109),
mit folgenden Maligaben:

a) Furam Tage des Wirksamwerdens des Beitritts bestehende Versorgungsvertrage sind die
Fernwdrmeversorgungsunternehmen von der Verpflichtung nach § 2 Abs. 1 Satz 2 bis zum 30. Juni 1992
befreit.

b) Abweichend von § 10 Abs. 4 bleibt das am Tage des Wirksamwerdens des Beitritts bestehende Eigentum
eines Kunden an einem HausanschluB, den er auf eigene Kosten errichtet oder erweitert hat, bestehen,
solange er das Eigentum nicht auf das Fernwarmeversorgungsunternehmen tbertragt.

c¢) Die §§ 18 bis 21 finden keine Anwendung, so weit bei Kunden am Tage des Wirksamwerdens des Beitritts
keine MeBeinrichtungen fiir die verbrauchte Warmemenge vorhanden sind. MeBeinrichtungen sind
nachtraglich einzubauen, es sei denn, dal8 dies auch unter Berticksichtigung des Ziels der rationellen und
sparsamen Warmeverwendung wirtschaftlich nicht vertretbar ist.

d) Flrdie am Tage des Wirksamwerdens des Beitritts bestehenden Vertrage finden die §§ 45 und 47 der
Energieverordnung der Deutschen Demokratischen Republik (EnVO) vom 1. Juni 1988 (GBI. I Nr. 10 S.
89), zuletzt gedndert durch die Verordnung vom 25. Juli 1990 zur Anderung der Energieverordnung (GBI.
INr. 46 S. 812), sowie der dazu ergangenen Durchflihrungsbestimmungen bis zum 30. Juni 1992 weiter
Anwendung, soweit nicht durch Vertrag abweichende Regelungen vereinbart werden, bei denen die
Vorschriften dieser Verordnung einzuhalten sind.
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Anlage 5 zum Netzanschluss- / Fernwarmeversorgungsvertrag — HKW Schulzentrum

ERGANZENDE ALLGEMEINE VERSORGUNGSBEDINGUNGEN
ZUR AVBFERNWARMEYV

1.

2.

2.1.

2.2.

3.

3.1

3.2.

Voraussetzung der Fernwarmeversorgung

Die Belieferung mit Fernwérme setzt den Anschluss der im Netzanschluss- / Fernwarmeversorgungsver-
trag benannten Anschlussstelle / Abnahmestelle an das Fernwarmenetz, die Inbetriebsetzung der Kun-
denanlage und die Begleichung sdmtlicher offener Forderungen des Fernwarmeversorgungsunterneh-
mens (nachfolgend: FVU) in Bezug auf Baukostenzuschiisse, Hausanschlusskosten und Kosten fiir die

Inbetriebsetzung der Kundenanlage voraus.

Liefer- und Leistungsgrenze (Eigentumsgrenze / Ubergabepunkt)

Sofern im Netzanschluss- / Fernwarmeversorgungsvertrag nicht abweichend geregelt, ist Eigentums-
grenze und Ubergabepunkt (Ubergabestelle i.S.v. § 10 Abs. 1 AVBFernwéarmeV) die Schnittstelle zwi-
schen der Hausanschlussstation (Ubergabestation i.S.v. § 11 AVBFernwarmeV) und der Kundenanlage.

Die Eigentumsgrenze ist im als Anlage 2 beigefligten Lageplan abgebildet.

Die Kundenanlage ist im Verantwortungsbereich des Kunden / Anschlussnehmers und besteht in der An-
schlusskonstellation gemal Ziffer 2.1 aus dem Rohrleitungssystem ab Hausanschlussstation, den Heiz-
flachen, den zugehorigen Absperr- und Regelarmaturen, sowie den Sicherheitseinrichtungen. Das Gebau-

deenergiegesetz (GEG) ist in seiner jeweils glltigen Fassung einzuhalten.

Baukostenzuschiisse

Der Anschlussnehmer zahlt einen weiteren Baukostenzuschuss (BKZ), wenn der Anschlussnehmer seine
Leistungsanforderung (maximale Wéarmeleistung / Anschlusswert) wesentlich erhéht. Wesentlichkeit ist

dann anzunehmen, wenn eine Leistungssteigerung von 10% erzielt wird.

Als angemessener BKZ zu den auf den Anschlussnehmer entfallenden Kosten fir die Erstellung oder
Verstarkung von der ortlichen Versorgung dienenden Verteilungsanlagen gilt ein Anteil von 70 % dieser

Kosten.
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4,

4.1.

4.2.

5.1.

5.2.

5.3.

54.

55.

6.1.

6.2.

6.3.

adl |

Hausanschlusskosten

Der Anschlussnehmer erstattet dem FVU die bei wirtschaftlicher Betriebsfilhrung notwendigen Kosten
fiir eine Anderung des Hausanschlusses, die durch eine Anderung oder Erweiterung seiner Kundenanlage

erforderlich oder aus anderen Griinden vom Anschlussnehmer / Kunden veranlasst werden.

Als Anderung gilt auch die Stilllegung der Kundenanlage bzw. eine Umstellung der Warmeversorgung,
wobei insbesondere die Kosten fiir den Riickbau des Netzanschlusses einschliellich der Kosten fiir die

Wiederherstellung der Oberflachen zu den vom Anschlussnehmer zu erstattenden Kosten gehoren.

Inbetriebsetzung und Betrieb der Kundenanlage

Jede erstmalige und erneute Inbetriebsetzung der Kundenanlage setzt die vollstandige Bezahlung der

Hausanschlusskosten und des Baukostenzuschusses voraus.

Fir die erneute Inbetriebsetzung der Kundenanlage werden die im Preisblatt geregelten Pauschalen (An-

lage 3) erhoben. Die erneute Inbetriebsetzung gilt als Wiederaufnahme der Versorgung.

Mitteilungen nach § 15 Abs. 2 AVBFernwédrmeV haben mindestens sechs Wochen vor der begehrten
Anderung oder Erweiterung der Kundenanlage sowie der Verwendung zusatzlicher Verbrauchseinrich-
tungen schriftlich an das FVU zu erfolgen, sofern sich dadurch die vertraglich vorzuhaltende Leistung

erhoht.

Das FVU ist berechtigt, die Heizwasserdurchflussmenge durch entsprechende technische Einrichtungen

auf die vereinbarte bestellte Heizwasserdurchflussmenge (Volumenstrom m3/h) zu begrenzen.

Weitere technische Anforderungen fiir den Betrieb des Hausanschlusses und der Kundenanlage sind in

den Technischen Anschlussbedingungen (TAB) des FVVU festgelegt.

Umfang der Warmeleistung

Der Anschlusswert bestimmt sich nach der Warmeleistung des Netzanschlusses. Der Kunde / Anschluss-

nehmer wird dem FVVU den Anschlusswert bei Bedarf mitteilen.

Bei Neuanschlussen ist die erforderliche Wérmeleistung vom Kunden / Anschlussnehmer bzw. von einer
vom Kunden / Anschlussnehmer beauftragten Fachfirma geméafR den Festlegungen der Technischen An-

schlussbedingungen zu ermitteln.

Kommt der Warmeversorgungsvertrag durch die Entnahme von Fernwarme zustande (8 2 Abs. 2 AVB-
FernwéarmeV), bestimmt sich der Anschlusswert nach der Warmeleistung des Netzanschlusses. Der
Kunde wird dem FVVU den Anschlusswert unverziiglich mitteilen. Solange dem FVVU der Anschlusswert

nicht bekannt ist, gilt der in den vorangegangenen zwolf Monaten an dieser Abnahmestellte gemessene
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hdchste Bezugswert als Warmeleistung des Netzanschlusses. Besteht ein solcher Bezugswert nicht, so ist

dieser nach der durchschnittlichen maximalen Wéarmeleistung vergleichbarer Kunden anzusetzen.

6.4. Ist die vertraglich vereinbarte Warmeleistung niedriger als der Anschlusswert, gilt bei Uberschreitung der
vereinbarten Warmeleistung der mittels geeichter Messeinrichtung ausgelesene Hochstwert (héchste In-
anspruchnahme im Lieferjahr) als neue vereinbarte Warmeleistung fur die folgenden Lieferjahre des ver-

traglich vereinbarten Lieferzeitraums.

7. Duldungspflichten / Zutrittsrecht

7.1. Mitarbeiter des FVVU dirfen das nach § 8 AVBFernwarmeV duldungspflichtige Grundstiick zur Durch-

flihrung von notwendigen Kontroll-, Unterhaltungs- und Reparaturmanahmen unentgeltlich betreten.

7.2. Der Kunde / Anschlussnehmer gestattet dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten des FVU Zu-
tritt zu seinen Raumen und zu den in 8§ 10 und 11 AVBFernwarmeV genannten Einrichtungen, soweit
dies fir die Prufung der technischen Einrichtungen, zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten
nach der AVBFernwarmeV oder zur Ermittlung preislicher Bemessungsgrundlagen erforderlich und dem
Kunden zumutbar ist. Dieses Zutrittsrecht ist mit Abschluss des Fernwarmeversorgungsvertrages aus-

druicklich vereinbart.

7.3. Die wiederholte Verweigerung des berechtigten Zutrittsrechts ist eine Zuwiderhandlung im Sinne des
§ 33 Abs. 2 AVBFernwarmeV.

8. Messung / Abrechnung / Zahlungsbestimmungen

8.1. Zur Messung der vom Kunden bezogenen Fernwarme wird eine im Eigentum des F\VVU stehende geeichte
Messeinrichtung in unmitteloarer Nahe der Ubergabestelle installiert. Das FVU behalt sich vor, die Zah-

lerstande mittels einer Einrichtung zur Fernabfrage festzustellen.

8.2. Als Liefer- und Abrechnungsjahr fur die Wéarmeversorgung gilt das Kalenderjahr, sofern einzelvertraglich

keine ausdriickliche abweichende Regelung getroffen worden ist.

8.3. Fur die Abnahmestelle/n ist - sofern keine monatliche Abrechnung erfolgt - der monatliche Grundpreis
und Verrechnungspreis bis zum letzten Werktag des auf einen Liefermonat folgenden Kalendermonats
fallig. Flr den Arbeitspreis ist - sofern keine monatliche Abrechnung erfolgt - ein monatlicher Abschlag
bis zum letzten Werktag des auf einen Liefermonat folgenden Kalendermonats nach Mafgabe des § 25

AVBFernwarmeV féllig. Die Abschlagshdhe wird dem Kunden rechtzeitig mitgeteilt.

8.4. Zum Ende jedes Lieferjahres erstellt das FVU eine Schlussrechnung. Sédmtliche Rechnungsbetrége sind

zwei Wochen nach Zugang der Rechnung, Abschlédge zu dem vom Lieferanten festgelegten Zeitpunkt

Stand: 01. Mérz 2023 Seite 3 von 6



8.5.

9.

9.1.

9.2.

adl |

fallig und ohne Abzug im Wege des Lastschriftverfahrens oder mittels Dauerauftrags bzw. Uberweisung

zu zahlen.

Rechte des Kunden nach § 24 Abs. 1 AVBFernwarmeV bleiben unberihrt.

Einstellung und Wiederaufnahme der Versorgung / Stilllegung

Ist eine Wiederaufnahme der Versorgung infolge festgestellter Méngel an der Kundenanlage oder aus
sonstigen vom Kunden / Anschlussnehmer zu vertretenden Griinden nicht méglich, werden dem Kunden
/ Anschlussnehmer die entstandenen Kosten fiir jeden Sondergang fir die Wiederaufnahme der Versor-

gung mit einer Kostenpauschale entsprechend der im Preisblatt Anlage 3 geregelten Pauschale berechnet.

Wird die Anschlussstelle stillgelegt, hat der Anschlussnehmer dem FVU die Kosten aus und im Zusam-
menhang mit der Stilllegung der Anschlussstelle und der Demontage der Mess- und Zahleinrichtungen

Zu erstatten.

10. Mitteilungspflichten / Versicherung

10.1.

10.2.

Kunden / Anschlussnehmer haben Schaden an der Kundenanlage, durch die Heizwasserverluste eintreten
und/oder durch die die Qualitat des Heizmediums verandert wird, dem FVU unverziglich mitzuteilen

und beseitigen zu lassen.

Der Anschlussnehmer hat wahrend der Vertragslaufzeit eine Gebaudeversicherung fir die mit Wérme
vom FVU versorgten Gebéaude zu unterhalten, die insbesondere durch austretendes Heizwasser verur-
sachte Schaden abdeckt. Der Anschlussnehmer wird dem FVU einen entsprechenden Versicherungs-
schutz auf Anforderung und vor der Inbetriebsetzung der Kundenanlage bzw. der Aufnahme der Warme-

versorgung nachweisen.

11. Haftung

11.1.

11.2.

Die Haftung fur Schaden, die ein Kunde / Anschlussnehmer durch Unterbrechung der Fernwarmeversor-

gung oder durch UnregelmaRigkeiten in der Belieferung erleidet, richtet sich nach § 6 AVBFernwéarmeV.

In den von § 6 AVBFernwérmeV nicht geregelten Haftungsféllen ist die Haftung der Parteien sowie ihrer
Erflllungs- und Verrichtungsgehilfen flir schuldhaft verursachte Schaden ausgeschlossen, soweit der

Schaden nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrléssigkeit herbeigefiihrt wurde; dies gilt nicht bei

a) Schéden aus der Verletzung des Lebens, des Kérpers oder der Gesundheit,
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11.3.

11.4.

11.5.

LAAJE

b) der schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, d. h. solcher Pflichten, deren Erfiillung
die ordnungsgeméaRe Durchfiihrung des Vertrages tiberhaupt erst ermdglicht und auf deren Einhal-

tung der Vertragspartner regelmaRig vertrauen darf (sog. Kardinalpflichten).

Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche auf anderen Umstanden als Vorsatz
oder grober Fahrlassigkeit beruht, beschrankt sich die Haftung auf den Schaden, den die haftende Partei
bei Abschluss des jeweiligen Vertrages als mogliche Folge der Vertragsverletzung vorausgesehen hat

oder unter Berlicksichtigung der Umstande, die sie kannte oder kennen musste, hétte voraussehen massen.

Die Ersatzpflicht nach dem Haftpflichtgesetz wegen Sachschéaden ist gegeniiber einer juristischen Person
des offentlichen Rechts, einem 6ffentlich-rechtlichen Sondervermdgen oder einem Kaufmann ausge-

schlossen.

Die geschadigte Partei hat der anderen Partei einen Schaden unverziiglich mitzuteilen.

12. Vertragslaufzeit / Lieferbeginn / Eigentiimerwechsel

12.1.

12.2.

12.3.

12.4.

Soweit keine Vereinbarung zum Lieferbeginn getroffen wird, ist Lieferbeginn der Zeitpunkt der erstma-
ligen Entnahme von Fernwarme oder der erneuten Entnahme von Fernwérme nach Beendigung eines

Fernwarmeversorgungsvertrages.

Soweit keine Vereinbarung zur Vertragslaufzeit getroffen wird, betragt die Laufzeit des Versorgungsver-
trages — insbesondere im Falle des § 2 Abs. 2 AVBFernwarmeV — 10 Jahre. Der Vertrag verlangert sich,
wenn keine Vereinbarung zur Vertragslaufzeit getroffen wurde, jeweils um weitere 5 Jahre, sofern er
nicht von einer der Vertragsparteien mit einer Frist von neun Monaten vor Ablauf der Laufzeit gekiindigt

wird. Die Kiindigung bedarf der Schriftform.

Spétestens zu dem im Fernwarmeversorgungsvertrag vereinbarten Lieferbeginn enden alle friiheren Ver-
trage des Kunden und deren Nachtrage Uber die Lieferung von Warme an die vertraglich vereinbarte
Abnahmestelle. Ziffer 12.3. Satz 1 gilt fur den Abschluss des Netzanschlussvertrages durch den An-

schlussnehmer entsprechend.

Der Anschlussnehmer / Kunde ist verpflichtet, dem FVU jede Anderung der Eigentumsverhéltnisse an
dem versorgten sowie angeschlossenen Objekt unverziglich mitzuteilen. Der Anschlussnehmer/Kunde
genugt seiner Verpflichtung nach § 32 Abs. 4 S. 2 und S. 3 AVBFernwérmeV, wenn er eine schriftliche
Eintrittserklarung des neuen Grundstlickseigentiimers in den bestehenden Netzanschlussvertrag/Fernwar-

meversorgungsvertrag nachweist.
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13. Datenschutz

13.1.

13.2.

Bezlglich der Einhaltung der Bestimmungen der Datenschutzgrundverordnung (DS-GVO) und des Bun-
desdatenschutzgesetzes verweisen wir auf die Datenschutzerklarung auf unserer Homepage unter:

www.stadtwerke-passau.de/datenschutz.html.

Beziglich der Erfillung von Informationspflichten gemai Art. 12 ff. DS-GVO verweisen wir auf das
beigefigte Dokument ,,Datenschutzinformation der Stadtwerke Passau GmbH fiir Kunden, Interessenten
und Kontaktpersonen, Art. 13 und 14 DS-GVO* (Anlage 8) und auf unserer Homepage unter: www.stadt-

werke-passau.de/datenschutz.html.

14. Stoérungsdienst

14.1.

Der 24-Stunden-Dienst-Fernwérme der Stadtwerke Passau GmbH, Regensburger Str. 29, 94036 Passau,
ist unter der Rufnummer +49 (0)851 560-170 oder +49 (0)851 560-225 zu erreichen.

15. Schlussbestimmungen / Inkrafttreten

15.1.

15.2.

Kommt es zu einer Aufhebung der gesamten AVBFernwérmeV, ohne dass eine entsprechende Nachfol-
geregelung in Kraft tritt, gilt die jeweils letzte Fassung der AVBFernwarmeV als wesentlicher Vertrags-

bestandteil vereinbart.

Das FVU ist berechtigt, die Allgemeinen Versorgungsbedingungen im Sinne des § 1 Abs. 4 AVBFern-
warmeV nach Maligabe des § 4 Abs. 2 AVBFernwarmeV durch ¢ffentliche Bekanntgabe zu &ndern. Dies
erfolgt durch Veréffentlichung auf der Homepage der Stadtwerke Passau GmbH. Anderungen der Allge-
meinen Versorgungsbedingungen im Sinne des § 1 Abs. 4 AVBFernwdrmeV werden erst nach 6ffentli-

cher Bekanntgabe wirksam.
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Anlage 6 zum Netzanschluss- / Fernwarmeversorgungsvertrag - HKW Schulzentrum

TECHNISCHEN ANSCHLUSSBEDINGUNGEN (TAB)

1.

1.1

1.2.

1.3.

1.4.

2.

2.1.

3.1.

4.1.

Anwendungsbereich

Diese Technischen Anschlussbedingungen (TAB), einschlie3lich der dazugehdrigen Datenbléatter, gelten
fiir die Planung, den Anschluss, den Betrieb und die Anderung von Anlagen, die an das mit Heizwasser
betriebene Fernwdrmenetz der Stadtwerke Passau GmbH (nachstehend ,,FVU* genannt) angeschlossen

sind bzw. werden.

Anderungen und Erganzungen der TAB gibt das FVU gemaR den gesetzlichen VVorgaben der Verordnung
uber Allgemeine Bedingungen der Versorgung mit Fernwarme (AVBFernwérmeV) bekannt. Sie werden

damit Bestandteil des Vertragsverhaltnisses zwischen dem Anschlussnehmer / Kunden und des FVU.

Es gilt die jeweils neueste Fassung der TAB. Diese kann bei dem FVU angefordert bzw. im Internet unter

www.stadtwerke-passau.de abgerufen werden.

Fur alle genannten Regelwerke, Vorschriften, Gesetze etc. gilt die jeweils aktuellste Fassung oder deren

Nachfolgewerke.

Durchfiihrung von Arbeiten an der Anlage

Aus Grunden der Sicherheit ist der Kunde / Anschlussnehmer verpflichtet, die anfallenden Arbeiten —
sofern ihm diese nach den vertraglichen Regelungen obliegen — von einem qualifizierten Heizungsbau-
betrieb ausfiihren zu lassen. Dieser muss der Industrie- und Handelskammer zugehérig oder in die Hand-

werksrolle der Handwerkskammer eingetragen sein.

Anmeldepflicht

Damit Planungsrisiken von Anfang an begrenzt werden, muss die Planung und die Ausfuhrung der ge-
planten Fernwéarmeanlage oder die Anderung einer bestehenden Anlage vor Beginn der Installationsar-
beiten mit dem FVVU abgestimmt werden. In jedem Fall ist ein detailliertes Schaltbild der Anlage mit den

wesentlichen Komponenten einzureichen.

Warmetrager

Als Warmetréger dient Fernwérme-Heizwasser. Es darf nicht verunreinigt oder der Anlage entnommen

werden. Es darf kein Trinkwasser und kein Luftsauerstoff ins Fernwérmenetz gelangen.
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5.1.

6.1.

7.1.

7.2.

7.3.

7.4.

7.5.

7.6.

Hausanschlussleitung

Die Hausanschlussleitung ist die Verbindung zwischen Versorgungsleitung und Ubergabestation bzw.
Hausstation. Die Hausanschlussleitung muss auflerhalb wie innerhalb des Geb&udes leicht zugénglich
sein. Sie darf insbesondere auBerhalb des Geb&udes nicht (iberbaut oder mit grof3en oder tiefwurzelnden

Pflanzen uberpflanzt, innerhalb des Gebdudes nicht eingemauert bzw. einbetoniert werden.

Hausstation

Die Hausstation besteht aus Ubergabestation und Hauszentrale. Die Ubergabestation dient zur Anpassung
der Wéarmelieferungsbedingungen an die Hauszentrale hinsichtlich Druckes, Temperatur und Volumen-

strom. Fur die Warmeddmmung gilt das Gebdudeenergiegesetz.

Anforderungen der Ubergabestation

Die Einrichtungen zur Warmemengenmessung sind Bestandteile der Ubergabestation. Der Kunde / An-
schlussnehmer stellt dem FVVU den erforderlichen Einbauplatz fur die Messeinrichtung zur Verfiigung.

Auskiinfte zur Zahlerdimension erhalten Sie von dem FVU.

In die Leitung vor dem Wé&rmezahler ist ein Schmutzfanger einzubauen. Die Einrichtungen zur Wér-

memengenmessung mussen so montiert werden, dass sie jederzeit zugénglich sind.

Ubergabestationen sind generell nach der indirekten Anschlussart anzuschlieBen. Das Heizwasser der
Hausanlage (Sekundarseite) ist so durch einen Wérmetauscher von dem Heizwasser des Fernheiznetzes

(Primarseite) getrennt.

Die Auslegung der Heizflachen des Warmtauschers muss entsprechend der maximalen Warmeleistung,
den Betriebsdriicken, den angegebenen Fernwarme-Heizwassertemperaturen auf der Primérseite und den
gewahlten Heizwassertemperaturen auf der Sekundarseite erfolgen. Plattenwéarmetauscher sind grund-
sétzlich in geldteter Ausfiihrung zu verwenden. Bei geeignetem Nachweis (Druck- und Temperaturbe-
standigkeit der Materialien) ist der Einsatz eines geschraubten Plattenwarmetauschers mdéglich. Das FVU

empfiehlt den Einbau eines Schlammfangs.

Die Ubergabestation muss mit einem Volumenstromregler sowie mit einem Riicklauftemperaturbegren-
zer ausgestattet werden. Der Fuhler zur Erfassung der Ricklauftemperatur darf kein Anlegefihler sein.
Alle von Fernwarme-Heizwasser durchflossenen Anlagenteile sind entsprechend den maximalen Be-

triebsbedingungen auszufihren.

Alle Rohrleitungen der Primarseite, die vom Fernwarme-Heizwasser durchstrémt werden, sind in nahtlos
gezogenen Stahlrohren auszufiihren. An Hochpunkten der Leitungen sind Entliiftungen vor zu sehen. Die
Schweilarbeiten sind durch geprifte Schweiler auszufiihren. Da bei unsachgeméaBen Arbeiten schwere
Schaden am Fernwérmenetz auftreten kdnnen, diirfen F\VU-Mitarbeiter sowohl Schwei3zeugnisse einse-
hen, als auch Durchstrahlungspriifungen der Nahte fordern. Vor der Inbetriebnahme ist dem FVU ein

Druckprotokoll vorzulegen.
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8.1.

8.2

8.3

9.1

10.

10.1.

10.2.

10.3.
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Die zur Ausfiihrung kommende Anschlussvariante V1, V2 oder V3 wird in der Anlage 2 des Fernwérme-

versorgungsvertrages geregelt.

Wéarmedammung

Die Wéarmedammung muss den anerkannten Regeln der Technik genligen und im Gebdude nach Gebé&u-

deenergiegesetz erfolgen.

Allgemeines
Die Mitarbeiter des FVU sind berechtigt, Armaturen zu plombieren.

Der Kunde darf keine Einwirkungen und Anderungen auf von dem FVU eingestellte und/oder plombierte
Armaturen, wie z. B. Hauptabsperrungen, Volumenstrombegrenzer/Differenzdruckregler, Rucklauftem-
peraturbegrenzer vornehmen.

Erstinbetriebnahme nur in Gegenwart des FVU.
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Anlage 7 zum Netzanschluss- / Fernwirmeversorgungsvertrag - HKW Schulzentrum

Bitte verwenden Sie das folgende Formular nur, wenn Sie den Vertrag widerrufen
mochten:

Muster-Widerrufsformular

(Wenn Sie den Vertrag widerrufen wollen, dann flillen Sie bitte dieses Formular aus und
senden Sie es zuriick.)

- An Stadtwerke Passau GmbH
Regensburger Str. 29
94036 Passau
Telefax: 0851 560-157
Email: vertrieb@stadtwerke-passau.de

- Hiermit widerrufe(n) ich/wir (*) den von mir/uns (*) abgeschlossenen Vertrag iiber den
Kauf der folgenden Waren (*)/die Erbringung der folgenden Dienstleistung (*)

- Bestellt am (*)/erhalten am (*)

- Name des/der Verbraucher(s)

- Anschrift des/der Verbraucher(s)

- Unterschrift des/der Verbraucher(s) (nur bei Mitteilung auf Papier)

- Datum

(*) Unzutreffendes streichen.
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Anlage 8 zum Netzanschluss- / Fernwirmeversorgungsvertrag - HKW Schulzentrum

Datenschutzinformation
der Stadtwerke Passau GmbH
fir Kunden, Interessenten, Anbieter
und Kontaktpersonen
Art. 13 und 14 DS-GVO

Fiir wen gelten diese Datenschutzhinweise?

Die folgenden Hinweise gelten fiir alle natlrlichen Personen mit
denen wir im Rahmen unserer Geschéaftskontakte in Gesprach
und/oder Kontakt sind.

Wer ist fiir die Verarbeitung meiner Daten verantwortlich und an
wen kann ich mich zum Thema Datenschutz wenden?

Stadtwerke Passau GmbH

Regensburger StralRe 29

94036 Passau

Telefon 0851 560-0

Telefax 0851 560-145

E-Mail info@stadtwerke-passau.de

Geschéftsfihrer: Prof. Dr. Stephan Prechtl

Vorsitzender des Aufsichtsrates: Oberblirgermeister
Jurgen Dupper

Sitz der Gesellschaft: Passau

Registergericht Passau: HRB 5728

Datenschutzbeauftragter

Dr. Joachim Schmid

Marktplatz 20

89257 lllertissen

Telefon 07303 90179810

E-Mail dr.schmid@e-rechtsanwaelte.de

Woher kommen meine Daten und welche Daten werden
verarbeitet?

Personenbezogene Daten verarbeiten wir gemaR dem Grundsatz der
Datenvermeidung und Datensparsamkeit nur in dem MaR, wie dies
erforderlich ist und uns dies aufgrund rechtlicher Vorgaben erlaubt
ist.

Folgende Daten kénnen von uns erhoben, verarbeitet und genutzt
werden:

e Stammdaten, insbesondere Name, Geburtsdatum, Geburtsort
Staatsangehdrigkeit

e |P-Adresse

e Datum und Uhrzeit einer E-Mail-Kontaktaufnahme per
Onlinedienst

e Vertragsdaten wie Vertragsbeginn/Ende

e Daten von Bestellungen, Liefertermine, Korrespondenz

e Bonitatsdaten

e im Personalausweis enthaltene Daten

e Authentifikationsdaten, insbesondere Unterschriften

e Bankverbindungen

e steuerrelevante Daten, insbesondere die Steuernummer

e ggf. sonstige mit Erfillung des Vertrages im Zusammenhang
stehende Daten

e Daten zur Ratenzahlungsvereinbarung

e Daten aus postalischer, elektronischer, telefonischer
Kommunikation

e Ehegatten

e Verbrauchsdaten aller Energieversorgungsarten

e Verbrauchsstelle

e ehemalige Verbrauchsstelle

e Zahlerstande

Spezieller Datenschutzhinweis fiir die Verarbeitung von Daten
im Zusammenhang mit MaBnahmen im Rahmen des
Infektionsschutzgesetzes (IfSG — Gesetz zur Verhiitung und
Bekampfung von Infektionskrankheiten beim Menschen)

Wie Sie wissen, sind wir nach Infektionsschutzgesetz verpflichtet,

personenbezogene Daten unserer Gaste zu erfassen und auf
Anforderung der zusténdigen Gesundheitsbehérden zu Gibermitteln.

Stand: 1. Mérz 2023

Diese Datenerfassung erfolgt auch im Rahmen einer Online-
reservierung. Wir erfassen dabei lhre personenbezogenen Daten
(Vor- und Nachname, Telefonnummer bzw. Adresse und E-Mail-
Adresse). Wir erfassen ferner den Tag des Aufenthaltes.

Wir erfassen ferner die Gesamtbelegung des Bades und stellen die
Information Uber die Gesamtbelegung online zur Verfiigung. Dies
erfolgt selbstversténdlich ohne Namensnennung.

lhre E-Mail-Adresse bendtigen wir ebenfalls zur Abwicklung der
Reservierung.

Das Onlinereservierungssystem wird von einem IT-Dienstleister
gewartet, sodass dieser ebenfalls Kenntnis von diesen Daten erhalt.
Mit diesem IT-Dienstleister sind umfassende Vertrdge geschlossen
die gewahrleisten, dass die Daten nicht missbrauchlich verwendet
werden. Alle Daten werden gel6scht, sobald sie nicht mehr bendtigt
werden und keinerlei sonstige gesetzliche Aufbewahrungspflicht
mehr besteht. Rechtsgrundlage dieser Datenverarbeitung ist Art. 6
Abs. 1c DS-GVO i. V. m. dem Hygienekonzept der Bayerischen
Staatsregierung vom 19.06.2020 sowie den Vorschriften des
Infektionsschutzgesetzes. Im Ubrigen gelten die ibrigen Daten-
schutzhinweise dieser Datenschutzerklarung.

Aufgrund welcher Rechtsgrundlage verarbeiten wir die Daten?

Wir verarbeiten die Daten auf der Rechtsgrundlage von Art. 6 DS-
GVO entweder aufgrund einer Einwilligung, der Erfillung des
Vertrages oder im Rahmen einer vorvertraglichen MalRnahme
und/oder zur Erfillung einer rechtlichen Verpflichtung, wozu im
Wesentlichen steuerliche Aufbewahrungspflichten gehéren.

Der Rechtsgrund der beschriebenen Rechtsgrundlage entspricht
auch dem Zweck der Datenverarbeitung.

In Fallen, in denen keine der beschriebenen Rechtsgrundlagen
vorliegt, wagen wir lhre Interessen sorgfaltig ab und verarbeiten lhre
Daten nur in den Fallen, in denen unser berechtigtes Interesse Ihr
Interesse am Datenschutz Gberwiegt.

Werden Daten weitergegeben?

Ihre Daten werden an Dritte nur weitergegeben, sofern dies ebenfalls
im Rahmen der Vertragserfiillung notwendig ist und/oder Sie lhre
Einwilligung hierzu erteilt haben.

lhre personenbezogenen Daten werden auch von anderen
Unternehmen, die im Auftrag der Stadtwerke Passau Unternehmens-
gruppe (,Auftragsverarbeiter) oder im Rahmen von Geschafts-
partnerschaften der Stadtwerke Passau Unternehmensgruppe tatig
sind (,Dritte”), genutzt. Hierbei kann es sich sowohl um Unternehmen
der Stadtwerke Passau Unternehmensgruppe oder externe Unter-
nehmen und Partner handeln. Mdgliche Empfanger Ihrer Daten sind
Abrechnungsdienstleister, Adressdienstleister, Inkassounterneh-
men, Netzbetreiber, Messstellenbetreiber, Versanddienstleister,
Callcenter, Marketing- und Mediaagenturen, Marktforschungs-
institute, Social-Media-Unternehmen, IT-Dienstleister, Berater oder
Beratungsgesellschaften, sonstige Service- und Kooperations-
partner.

Unter Umsténden kann es notwendig sein, Ihre personenbezogenen
Daten im Hinblick auf die Beantragung, Durchfiihrung und/oder
Beendigung der Geschaftsbeziehung sowie Daten Uber nicht
vertragsgemales Verhalten oder betriigerisches Verhalten an
Bonitatsdienstleister zu Gibermitteln.

Die Rechtsgrundlagen dieser Ubermittlung sind Art. 6 Abs. 1 lit. b und
Art. 6 Abs. 1 lit. f der Datenschutzgrundverordnung. Ermittlungen auf
der Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. f der Datenschutzgrundver-
ordnung diirfen nur erfolgen, soweit dies zur Wahrung berechtigter
Interessen des Bonitatsdienstleisters oder Dritter erforderlich ist und
nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der
betroffenen Person, die den Schutz personenbezogener Daten
erfordern, Uberwiegen.

Der Datenaustausch mit Bonitatsdienstleistern dient auch der
Erflllung  gesetzlicher  Pflichten  zur  Durchfihrung von
Kreditwurdigkeitsprifungen von Kunden, § 505 Buchst. a des
Birgerlichen Gesetzbuches sowie § 18 a des Kreditwesengesetzes.

Der Bonitatsdienstleister kann die Daten u. U. zum Zwecke der
Profilbildung (Score) nutzen, um den Vertragspartnern im
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europaischen Wirtschaftsraum und in der Schweiz Informationen
unter anderem zur Beurteilung der Kreditwurdigkeit von natirlichen
Personen zu geben.

Zum Zwecke der Abwehr strafbarer Handlung kdnnen wir die Daten
ebenfalls an Bonitatsdienstleister Ubermitteln. Rechtsgrundlage
dieser Ubermittlung ist § 25 h KWG, Art. 6 Abs. 1 lit. a, Art. 6 Abs. 1
lit. b und Art. 6 Abs. 1 lit. f der Datenschutzgrundverordnung. Die
Ubermittlung dieser Daten auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1
Datenschutzgrundverordnung darf nur erfolgen, soweit dies zur
Wahrung der berechtigten Interessen erforderlich ist und nicht die
Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen
Person, die den Schutz personenbezogener Daten erfordern,
Uberwiegen.

Der Datenaustausch dient auch der Erflillung gesetzlicher Pflichten
zur Durchfiihrung von Kreditwirdigkeitsprifungen § 505 a BGB und
§ 506 des BGB.

Unter bestimmten Umstanden kann es auch notwendig sein, lhre
Daten an Dienstleister fir den Forderungseinzug zu Ubergeben
und/oder im Streitfall an juristische Berater, Sachversténdige und in
diesem Zusammenhang stehende Dienstleister.

Ferner ist es denkbar, dass |lhre Daten fiir steuerrechtliche Zwecke
und Bilanzierungszwecke weitergegeben werden.

Wie lange werden Daten gespeichert?

Wir verarbeiten und speichern Ihre personenbezogenen Daten nur
solange, wie dies zur Erfillung vertraglicher und gesetzlicher
Pflichten notwendig ist.

Danach werden diese Daten geldscht, sofern kein berechtigtes
Interesse an der weiteren Verarbeitung vorliegt. Kénnen lhre Daten
aus technischen oder sonstigen Griinden nicht geléscht werden, so
werden diese Daten anonymisiert und gesperrt.

Welche Rechte haben Sie?
e Recht auf Auskunft gem. Art. 15 DS-GVO:

Sie haben das Recht, auf Antrag unentgeltlich Auskunft zu
erhalten, ob und welche Daten uber Sie gespeichert sind und
zu welchem Zweck die Speicherung erfolgt.

e Recht auf Berichtigung gem. Art. 16 DS-GVO:

Sie haben das Recht, von dem Verantwortlichen unverziglich
die Berichtigung Ihrer unrichtigen personenbezogenen Daten
zu verlangen. Unter Bericksichtigung der Zwecke der
Verarbeitung haben Sie das Recht, die Vervollstandigung
unvollstédndiger personenbezogener Daten -auch mittels einer
erganzenden Erklarung- zu verlangen.

e Recht auf Léschung (,,Recht auf Vergessenwerden™) gem.
Art. 17 DS-GVO:

Sie haben das Recht, von dem Verantwortlichen zu verlangen,
dass Ihre Daten unverziglich geléscht werden. Der
Verantwortliche ist verpflichtet, personenbezogene Daten
unverzulglich zu I6schen, sofern einer der folgenden Griinde
zutrifft:

a) Zwecke, fur die die personenbezogenen Daten erhoben
wurden, entfallen.

b) Sie widerrufen Ihre Einwilligung der Verarbeitung. Eine
anderweitige Rechtsgrundlage fiir die Verarbeitung liegt nicht
vor.

c) Sie widersprechen der Verarbeitung. Eine anderweitige
Rechtsgrundlage fir die Verarbeitung liegt nicht vor.

d) Die personenbezogenen Daten wurden unrechtmaBig
verarbeitet.

e) Die Loschung der personenbezogenen Daten ist zur Erflllung
einer rechtlichen Verpflichtung nach dem Unionsrecht oder
dem Recht der Mitgliedstaaten erforderlich, dem der
Verantwortliche unterliegt.

f) Die personenbezogenen Daten wurden in Bezug auf
angebotene Dienste der Informationsgesellschaft gemafn
Artikel 8 Absatz 1 erhoben.

Stand: 1. Marz 2023

e Recht auf Einschrankung der Verarbeitung gem. Art. 18
DS-GVO und § 35 BDSG:

Sie haben das Recht die Einschrénkung der Verarbeitung zu
verlangen, wenn eine der folgenden Voraussetzungen
gegeben ist:

a) Die Richtigkeit der personenbezogenen Daten wird von Ihnen
angezweifelt.

b) Die Verarbeitung ist unrechtmaRig; Sie lehnen eine Loschung
jedoch ab.

c) Personenbezogene Daten werden fir die Zwecke der
Verarbeitung nicht langer bendtigt; Sie bendtigen die Daten
jedoch zur Geltendmachung, Auslibung oder Verteidigung von
Rechtsanspriichen.

d) Sie haben Widerspruch gegen die Verarbeitung gem. Art. 21
Abs. 1 DS-GVO eingelegt. Solange noch nicht feststeht, ob die
berechtigten Griinde des Verantwortlichen lhnen gegeniiber
Uberwiegen, wird die Verarbeitung eingeschrankt.

e Recht auf Dateniibertragbarkeit gem. Art. 20 DS-GVO:

Sie haben das Recht, die von lhnen bereitgestellten Daten in
einem strukturierten, gangigen und maschinenlesbaren
Format von dem Verantwortlichen zu erhalten. Eine
Weiterleitung an einen anderen Verantwortlichen darf von uns
nicht behindert werden.

o Beschwerderecht bei der Aufsichtsbehérde gem. Art. 13
Abs. 2 lit. d, 77 DS-GVO i. V. m. § 19 BDSG:

Wenn Sie der Ansicht sind, dass die Verarbeitung Ihrer Daten
gegen die DS-GVO verstollt, haben Sie das Recht,
Beschwerde bei der Aufsichtsbehérde einzulegen. Hierzu
wenden Sie sich bitte an folgende zustandige
Aufsichtsbehorde:

Bayerisches Landesamt fiir Datenschutzaufsicht
Promenade 27 (Schloss)

91522 Ansbach

Telefon 0981 53 1300

Telefax 0981 53 98 1300

E-Mail poststelle@lda.bayern.de

e  Zuriickziehen der Einwilligung gem. Art. 7 Abs. 3 DS-GVO:

Beruht die Verarbeitung auf Ihrer Einwilligung gem. Art. 6 Abs.
1 lit. a oder Art. 9 Abs. 2 lit. a (Verarbeitung besonderer
Kategorien personenbezogener Daten), sind Sie jederzeit
dazu berechtigt, die zweckmafRig gebundene Einwilligung
zurlickzuziehen, ohne dass die RechtmaRigkeit der aufgrund
der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung
rlickwirkend beseitigt wird.

Widerspruchsrecht gem. Art. 21 DS-GVO:

Sie haben das Recht, in den Fallen von Art. 6 f DS-GVO jederzeit
Widerspruch gegen die Verarbeitung Ihrer Daten einzulegen. Dies
bedeutet, sofern wir eine Verarbeitung von Daten auf Grundlage
einer Interessenabwagung, wie in dieser Datenschutzinformation
einzeln dargelegt, vornehmen, haben Sie jederzeit das Recht, aus
Griinden, die sich aus lhrer besonderen Situation ergeben, gegen
diese Verarbeitung Widerspruch einzulegen. Solche Griinde liegen
insbesondere dann vor, wenn diese lhren Interessen ein besonderes
Gewicht verleihen und hierdurch unsere Interessen Gberwiegen; dies
gilt vor allem dann, wenn uns diese Griinde nicht bekannt sind und
daher nicht bei der Interessenausubung bericksichtigt werden
konnten.

Sofern Sie uns eine gesonderte Einwilligung fiir die Verarbeitung
Ihrer personenbezogenen Daten erteilt haben, kénnen Sie diese
jederzeit uns gegeniiber widerrufen. Die RechtmaRigkeit der
Verarbeitung Ihrer Daten bis zum Widerruf bleibt von einem Widerruf
unberiihrt.

Sofern wir Ihnen als Bestandskunde gem. Art. 6 ff. DS-GVO per E-
Mail oder auf dem Postweg Informationen zu unseren
Dienstleistungen und Produkten zukommen lassen, kdnnen sie dem
jederzeit widersprechen. In diesem Fall werden wir diese
Kommunikation sofort einstellen.
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	Netzanschlussvertrag Fernwärme HKW Schulzentrum 2023
	2023-03-16-Netzanschlussvertrag-Fernwärme-HKW-Schulzentrum
	§ 8. Netzanschluss / Anschlusswert / Wärmeversorgung
	(1) Das FVU schließt die oben genannte Anschlussstelle des Anschlussnehmers nach Maßgabe der Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Fernwärme vom 20. Juni 1980 (BGBl. I S. 742), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 13....
	(2) Der Anschlusswert bestimmt sich nach der Wärmeleistung des Netzanschlusses. Der Anschlussnehmer wird dem FVU den Anschlusswert bei Bedarf mitteilen. Bei Neuanschlüssen ist die erforderliche Wärmeleistung vom Anschlussnehmer bzw. von einer von ihm ...
	(3) Der Anschlussnehmer stellt dem FVU vor Abschluss des Vertrages – unbeschadet weiterer Mitteilungspflichten aus diesem Vertrag – alle Informationen zur Verfügung, die dieser für die Bestimmung der Netzanschlusskosten, des Leistungspreises sowie zur...
	(4) Der Vertrag regelt den technischen Anschluss der oben genannten Anschlussstelle an das Fernwärmenetz des FVU. Die Versorgung mit Fernwärme erfolgt durch gesonderten Vertrag. In Zweifelsfällen gelten die Regelungen des Fernwärmeversorgungsvertrages...

	§ 9. Baukostenzuschuss / Hausanschlusskosten / Inbetriebnahme Kundenanlage
	(1) Der Baukostenzuschuss regelt sich nach § 9 AVBFernwärmeV und beträgt für die Erstellung oder Verstärkung von der örtlichen Versorgung dienenden Verteilungsanlagen: [...] € netto [...] € brutto. Der Baukostenzuschuss (bitte ankreuzen)  (   ist noch...
	(2) Die Hausanschlusskosten regeln sich nach § 10 AVBFernwärmeV und betragen für die Erstellung bzw. Änderung / Erweiterung des Hausanschlusses als Verbindung des Verteilnetzes mit der Kundenanlage:     [...] € netto [...] € brutto. Die Hausanschlussk...
	(3) Der Anschlussnehmer ist berechtigt, die für die Herstellung des Netzanschlusses erforderlichen Erdarbeiten auf seinem Grundstück im Rahmen des technisch Möglichen und nach den Vorgaben des FVU durchzuführen oder durchführen zu lassen. Alle Leistun...
	(4) Das Entgelt für die erstmalige Inbetriebsetzung der Kundenanlage beträgt [...] € netto [...] € brutto.

	§ 10. Zahlungsbestimmungen
	§ 11. Vertragsdauer / Eigentümerwechsel
	(1) Der Vertrag läuft ab beiderseitiger Unterzeichnung auf unbestimmte Zeit.
	(2) Beide Vertragspartner können den Vertrag mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalendermonats kündigen, das FVU jedoch nur, sofern ein begründetes Interesse besteht. Die Kündigung bedarf der Textform. Erfolgt die Kündigung durch das FVU ...
	(3) Bei einer Veräußerung des Grundstücks, über das die Versorgung der Abnahmestelle erfolgt, ist der Anschlussnehmer verpflichtet, den bestehenden Netzanschlussvertrag auf den neuen Eigentümer des Grundstücks zu übertragen. Der Anschlussnehmer wird v...
	(4) Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, dem FVU jede nach Abschluss dieses Vertrages eintretende und ihm bekannte Änderung der Eigentumsverhältnisse an der Anschlussstelle unverzüglich mitzuteilen.

	§ 12. Geltung der AVBFernwärmeV
	§ 13. Ergänzende Allgemeine Versorgungsbedingungen des FVU / Technische Anschlussbedingungen / Bestimmungen der Wärmelieferverordnung
	(1) Ergänzend zur AVBFernwärmeV sind die Ergänzenden Allgemeinen Versorgungsbedingungen des FVU zur AVBFernwärmeV für den Anschluss an die Fernwärmeversorgung und für die Fernwärmeversorgung wesentlicher Vertragsbestandteil dieses Vertrages. Die derze...
	(2) Weitere technische Anforderungen für den Anschluss an das Netz des FVU und den Betrieb des Hausanschlusses und der Kundenanlage sind in den Technischen Anschlussbedingungen (TAB) des FVU festgelegt. Die bei Vertragsschluss geltenden TAB sind als A...
	(3) Eine Änderung der Allgemeinen Versorgungsbedingungen (dieser Vertrag nebst Anlagen) durch das FVU erfolgt nach Maßgabe des § 4 Abs. 2 AVBFernwärmeV durch öffentliche Bekanntgabe (Veröffentlichung auf der Homepage der Stadtwerke Passau GmbH). Änder...
	(4) Die Bestimmungen der Verordnung über die Umstellung auf gewerbliche Wärmelieferung für Mietwohnraum vom 7. Juni 2013 (Wärmelieferverordnung - WärmeLV) finden auf das vorliegende Vertragsverhältnis keine Anwendung. Der Anschlussnehmer ist kein Verm...

	§ 14. Einwilligungserklärung zur Datenverarbeitung und Telefonwerbung (falls gewünscht, bitte ankreuzen)
	§ 15. Widerrufsbelehrung (nur für private Letztverbraucher)
	§ 16. Vertragsanlagen
	(1) Dem Vertrag sind folgende Anlagen beigefügt:
	(2) Die in Absatz (1) genannten Anlagen sind wesentlicher Vertragsbestandteil. Mit seiner Unterschrift bestätigt der Anschlussnehmer sämtliche Anlagen erhalten zu haben.

	§ 17. Vertragsschluss

	2023-03-16 Anlage 1 Zustimmungserklärung Netzanschlus_Fernwärmeversv- HKW Schulzentrum
	2023-03-16 Anlage 2 Lageplan-V1 Netzanschlus_Fernwärmeversv- HKW Schulzentrum
	2023-03-16 Anlage 2 Lageplan-V2 Netzanschlus_Fernwärmeversv- HKW Schulzentrum
	2023-03-16 Anlage 2 Lageplan-V3 Netzanschlus_Fernwärmeversv- HKW Schulzentrum
	2023-03-16 Anlage 3 Kostenmitteilung Netzanschlussvertrag- HKW Schulzentrom
	Stadtwerke Passau GmbH

	2023-03-16 Anlage 4 AVBFernwärmeV Netzanschlus_Fernwärmeversv-HKW-Schulzentrum
	2023-03-16 Anlage 5 eAVB Netzanschlus_Fernwärmeversv-HKW-Schulzentrum
	1. Voraussetzung der Fernwärmeversorgung
	2. Liefer- und Leistungsgrenze (Eigentumsgrenze / Übergabepunkt)
	2.1. Sofern im Netzanschluss- / Fernwärmeversorgungsvertrag nicht abweichend geregelt, ist Eigentumsgrenze und Übergabepunkt (Übergabestelle i.S.v. § 10 Abs. 1 AVBFernwärmeV) die Schnittstelle zwischen der Hausanschlussstation (Übergabestation i.S.v. ...
	2.2. Die Kundenanlage ist im Verantwortungsbereich des Kunden / Anschlussnehmers und besteht in der Anschlusskonstellation gemäß Ziffer 2.1 aus dem Rohrleitungssystem ab Hausanschlussstation, den Heizflächen, den zugehörigen Absperr- und Regelarmatur...

	3. Baukostenzuschüsse
	3.1. Der Anschlussnehmer zahlt einen weiteren Baukostenzuschuss (BKZ), wenn der Anschlussnehmer seine Leistungsanforderung (maximale Wärmeleistung / Anschlusswert) wesentlich erhöht. Wesentlichkeit ist dann anzunehmen, wenn eine Leistungssteigerung vo...
	3.2. Als angemessener BKZ zu den auf den Anschlussnehmer entfallenden Kosten für die Erstellung oder Verstärkung von der örtlichen Versorgung dienenden Verteilungsanlagen gilt ein Anteil von 70 % dieser Kosten.

	4. Hausanschlusskosten
	4.1. Der Anschlussnehmer erstattet dem FVU die bei wirtschaftlicher Betriebsführung notwendigen Kosten für eine Änderung des Hausanschlusses, die durch eine Änderung oder Erweiterung seiner Kundenanlage erforderlich oder aus anderen Gründen vom Anschl...
	4.2. Als Änderung gilt auch die Stilllegung der Kundenanlage bzw. eine Umstellung der Wärmeversorgung, wobei insbesondere die Kosten für den Rückbau des Netzanschlusses einschließlich der Kosten für die Wiederherstellung der Oberflächen zu den vom Ans...

	5. Inbetriebsetzung und Betrieb der Kundenanlage
	5.1. Jede erstmalige und erneute Inbetriebsetzung der Kundenanlage setzt die vollständige Bezahlung der Hausanschlusskosten und des Baukostenzuschusses voraus.
	5.2. Für die erneute Inbetriebsetzung der Kundenanlage werden die im Preisblatt geregelten Pauschalen (Anlage 3) erhoben. Die erneute Inbetriebsetzung gilt als Wiederaufnahme der Versorgung.
	5.3. Mitteilungen nach § 15 Abs. 2 AVBFernwärmeV haben mindestens sechs Wochen vor der begehrten Änderung oder Erweiterung der Kundenanlage sowie der Verwendung zusätzlicher Verbrauchseinrichtungen schriftlich an das FVU zu erfolgen, sofern sich dadur...
	5.4. Das FVU ist berechtigt, die Heizwasserdurchflussmenge durch entsprechende technische Einrichtungen auf die vereinbarte bestellte Heizwasserdurchflussmenge (Volumenstrom m³/h) zu begrenzen.
	5.5. Weitere technische Anforderungen für den Betrieb des Hausanschlusses und der Kundenanlage sind in den Technischen Anschlussbedingungen (TAB) des FVU festgelegt.

	6. Umfang der Wärmeleistung
	6.1. Der Anschlusswert bestimmt sich nach der Wärmeleistung des Netzanschlusses. Der Kunde / Anschlussnehmer wird dem FVU den Anschlusswert bei Bedarf mitteilen.
	6.2. Bei Neuanschlüssen ist die erforderliche Wärmeleistung vom Kunden / Anschlussnehmer bzw. von einer vom Kunden / Anschlussnehmer beauftragten Fachfirma gemäß den Festlegungen der Technischen Anschlussbedingungen zu ermitteln.
	6.3. Kommt der Wärmeversorgungsvertrag durch die Entnahme von Fernwärme zustande (§ 2 Abs. 2 AVBFernwärmeV), bestimmt sich der Anschlusswert nach der Wärmeleistung des Netzanschlusses. Der Kunde wird dem FVU den Anschlusswert unverzüglich mitteilen. S...
	6.4. Ist die vertraglich vereinbarte Wärmeleistung niedriger als der Anschlusswert, gilt bei Überschreitung der vereinbarten Wärmeleistung der mittels geeichter Messeinrichtung ausgelesene Höchstwert (höchste Inanspruchnahme im Lieferjahr) als neue ve...

	7. Duldungspflichten / Zutrittsrecht
	7.1. Mitarbeiter des FVU dürfen das nach § 8 AVBFernwärmeV duldungspflichtige Grundstück zur Durchführung von notwendigen Kontroll-, Unterhaltungs- und Reparaturmaßnahmen unentgeltlich betreten.
	7.2. Der Kunde / Anschlussnehmer gestattet dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten des FVU Zutritt zu seinen Räumen und zu den in §§ 10 und 11 AVBFernwärmeV genannten Einrichtungen, soweit dies für die Prüfung der technischen Einrichtungen, zur ...
	7.3. Die wiederholte Verweigerung des berechtigten Zutrittsrechts ist eine Zuwiderhandlung im Sinne des § 33 Abs. 2 AVBFernwärmeV.

	8. Messung / Abrechnung / Zahlungsbestimmungen
	8.1. Zur Messung der vom Kunden bezogenen Fernwärme wird eine im Eigentum des FVU stehende geeichte Messeinrichtung in unmittelbarer Nähe der Übergabestelle installiert. Das FVU behält sich vor, die Zählerstände mittels einer Einrichtung zur Fernabfra...
	8.2. Als Liefer- und Abrechnungsjahr für die Wärmeversorgung gilt das Kalenderjahr, sofern einzelvertraglich keine ausdrückliche abweichende Regelung getroffen worden ist.
	8.3. Für die Abnahmestelle/n ist - sofern keine monatliche Abrechnung erfolgt - der monatliche Grundpreis und Verrechnungspreis bis zum letzten Werktag des auf einen Liefermonat folgenden Kalendermonats fällig. Für den Arbeitspreis ist - sofern keine ...
	8.4. Zum Ende jedes Lieferjahres erstellt das FVU eine Schlussrechnung. Sämtliche Rechnungsbeträge sind zwei Wochen nach Zugang der Rechnung, Abschläge zu dem vom Lieferanten festgelegten Zeitpunkt fällig und ohne Abzug im Wege des Lastschriftverfahre...
	8.5. Rechte des Kunden nach § 24 Abs. 1 AVBFernwärmeV bleiben unberührt.

	9. Einstellung und Wiederaufnahme der Versorgung / Stilllegung
	9.1. Ist eine Wiederaufnahme der Versorgung infolge festgestellter Mängel an der Kundenanlage oder aus sonstigen vom Kunden / Anschlussnehmer zu vertretenden Gründen nicht möglich, werden dem Kunden / Anschlussnehmer die entstandenen Kosten für jeden ...
	9.2. Wird die Anschlussstelle stillgelegt, hat der Anschlussnehmer dem FVU die Kosten aus und im Zusammenhang mit der Stilllegung der Anschlussstelle und der Demontage der Mess- und Zähleinrichtungen zu erstatten.

	10. Mitteilungspflichten / Versicherung
	10.1. Kunden / Anschlussnehmer haben Schäden an der Kundenanlage, durch die Heizwasserverluste eintreten und/oder durch die die Qualität des Heizmediums verändert wird, dem FVU unverzüglich mitzuteilen und beseitigen zu lassen.
	10.2. Der Anschlussnehmer hat während der Vertragslaufzeit eine Gebäudeversicherung für die mit Wärme vom FVU versorgten Gebäude zu unterhalten, die insbesondere durch austretendes Heizwasser verursachte Schäden abdeckt. Der Anschlussnehmer wird dem F...

	11. Haftung
	11.1. Die Haftung für Schäden, die ein Kunde / Anschlussnehmer durch Unterbrechung der Fernwärmeversorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Belieferung erleidet, richtet sich nach § 6 AVBFernwärmeV.
	11.2. In den von § 6 AVBFernwärmeV nicht geregelten Haftungsfällen ist die Haftung der Parteien sowie ihrer Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen für schuldhaft verursachte Schäden ausgeschlossen, soweit der Schaden nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrl...
	a) Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit,
	b) der schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, d. h. solcher Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertrauen darf (sog...

	11.3. Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche auf anderen Umständen als Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruht, beschränkt sich die Haftung auf den Schaden, den die haftende Partei bei Abschluss des jeweiligen Vertrages als...
	11.4. Die Ersatzpflicht nach dem Haftpflichtgesetz wegen Sachschäden ist gegenüber einer juristischen Person des öffentlichen Rechts, einem öffentlich-rechtlichen Sondervermögen oder einem Kaufmann ausgeschlossen.
	11.5. Die geschädigte Partei hat der anderen Partei einen Schaden unverzüglich mitzuteilen.

	12. Vertragslaufzeit / Lieferbeginn / Eigentümerwechsel
	12.1. Soweit keine Vereinbarung zum Lieferbeginn getroffen wird, ist Lieferbeginn der Zeitpunkt der erstmaligen Entnahme von Fernwärme oder der erneuten Entnahme von Fernwärme nach Beendigung eines Fernwärmeversorgungsvertrages.
	12.2. Soweit keine Vereinbarung zur Vertragslaufzeit getroffen wird, beträgt die Laufzeit des Versorgungsvertrages – insbesondere im Falle des § 2 Abs. 2 AVBFernwärmeV – 10 Jahre. Der Vertrag verlängert sich, wenn keine Vereinbarung zur Vertragslaufze...
	12.3. Spätestens zu dem im Fernwärmeversorgungsvertrag vereinbarten Lieferbeginn enden alle früheren Verträge des Kunden und deren Nachträge über die Lieferung von Wärme an die vertraglich vereinbarte Abnahmestelle. Ziffer 12.3. Satz 1 gilt für den Ab...
	12.4. Der Anschlussnehmer / Kunde ist verpflichtet, dem FVU jede Änderung der Eigentumsverhältnisse an dem versorgten sowie angeschlossenen Objekt unverzüglich mitzuteilen. Der Anschlussnehmer/Kunde genügt seiner Verpflichtung nach § 32 Abs. 4 S. 2 un...

	13. Datenschutz
	13.1. Bezüglich der Einhaltung der Bestimmungen der Datenschutzgrundverordnung (DS-GVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes verweisen wir auf die Datenschutzerklärung auf unserer Homepage unter: www.stadtwerke-passau.de/datenschutz.html.
	13.2. Bezüglich der Erfüllung von Informationspflichten gemäß Art. 12 ff. DS-GVO verweisen wir auf das beigefügte Dokument „Datenschutzinformation der Stadtwerke Passau GmbH für Kunden, Interessenten und Kontaktpersonen, Art. 13 und 14 DS-GVO“ (Anlage...

	14. Störungsdienst
	14.1. Der 24-Stunden-Dienst-Fernwärme der Stadtwerke Passau GmbH, Regensburger Str. 29, 94036 Passau, ist unter der Rufnummer +49 (0)851 560-170 oder +49 (0)851 560-225  zu erreichen.

	15. Schlussbestimmungen / Inkrafttreten
	15.1. Kommt es zu einer Aufhebung der gesamten AVBFernwärmeV, ohne dass eine entsprechende Nachfolgeregelung in Kraft tritt, gilt die jeweils letzte Fassung der AVBFernwärmeV als wesentlicher Vertragsbestandteil vereinbart.
	15.2. Das FVU ist berechtigt, die Allgemeinen Versorgungsbedingungen im Sinne des § 1 Abs. 4 AVBFernwärmeV nach Maßgabe des § 4 Abs. 2 AVBFernwärmeV durch öffentliche Bekanntgabe zu ändern. Dies erfolgt durch Veröffentlichung auf der Homepage der Stad...
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	1. Anwendungsbereich
	1.1. Diese Technischen Anschlussbedingungen (TAB), einschließlich der dazugehörigen Datenblätter, gelten für die Planung, den Anschluss, den Betrieb und die Änderung von Anlagen, die an das mit Heizwasser betriebene Fernwärmenetz der Stadtwerke Pas...
	1.2. Änderungen und Ergänzungen der TAB gibt das FVU gemäß den gesetzlichen Vorgaben der Verordnung über Allgemeine Bedingungen der Versorgung mit Fernwärme (AVBFernwärmeV) bekannt. Sie werden damit Bestandteil des Vertragsverhältnisses zwischen dem...
	1.3. Es gilt die jeweils neueste Fassung der TAB. Diese kann bei dem FVU angefordert bzw. im Internet unter www.stadtwerke-passau.de abgerufen werden.
	1.4. Für alle genannten Regelwerke, Vorschriften, Gesetze etc. gilt die jeweils aktuellste Fassung oder deren Nachfolgewerke.

	2. Durchführung von Arbeiten an der Anlage
	2.1. Aus Gründen der Sicherheit ist der Kunde / Anschlussnehmer verpflichtet, die anfallenden Arbeiten – sofern ihm diese nach den vertraglichen Regelungen obliegen – von einem qualifizierten Heizungsbaubetrieb ausführen zu lassen. Dieser muss der Ind...

	3. Anmeldepflicht
	3.1. Damit Planungsrisiken von Anfang an begrenzt werden, muss die Planung und die Ausführung der geplanten Fernwärmeanlage oder die Änderung einer bestehenden Anlage vor Beginn der Installationsarbeiten mit dem FVU abgestimmt werden. In jedem Fall is...

	4. Wärmeträger
	4.1. Als Wärmeträger dient Fernwärme-Heizwasser. Es darf nicht verunreinigt oder der Anlage entnommen werden. Es darf kein Trinkwasser und kein Luftsauerstoff ins Fernwärmenetz gelangen.

	5. Hausanschlussleitung
	5.1. Die Hausanschlussleitung ist die Verbindung zwischen Versorgungsleitung und Übergabestation bzw. Hausstation. Die Hausanschlussleitung muss außerhalb wie innerhalb des Gebäudes leicht zugänglich sein. Sie darf insbesondere außerhalb des Gebäudes ...

	6. Hausstation
	6.1. Die Hausstation besteht aus Übergabestation und Hauszentrale. Die Übergabestation dient zur Anpassung der Wärmelieferungsbedingungen an die Hauszentrale hinsichtlich Druckes, Temperatur und Volumenstrom. Für die Wärmedämmung gilt das Gebäudeenerg...

	7. Anforderungen der Übergabestation
	7.1. Die Einrichtungen zur Wärmemengenmessung sind Bestandteile der Übergabestation. Der Kunde / Anschlussnehmer stellt dem FVU den erforderlichen Einbauplatz für die Messeinrichtung zur Verfügung. Auskünfte zur Zählerdimension erhalten Sie von dem FVU.
	7.2. In die Leitung vor dem Wärmezähler ist ein Schmutzfänger einzubauen. Die Einrichtungen zur Wärmemengenmessung müssen so montiert werden, dass sie jederzeit zugänglich sind.
	7.3. Übergabestationen sind generell nach der indirekten Anschlussart anzuschließen. Das Heizwasser der Hausanlage (Sekundärseite) ist so durch einen Wärmetauscher von dem Heizwasser des Fernheiznetzes (Primärseite) getrennt.
	7.4. Die Auslegung der Heizflächen des Wärmtauschers muss entsprechend der maximalen Wärmeleistung, den Betriebsdrücken, den angegebenen Fernwärme-Heizwassertemperaturen auf der Primärseite und den gewählten Heizwassertemperaturen auf der Sekundärseit...
	7.5. Die Übergabestation muss mit einem Volumenstromregler sowie mit einem Rücklauftemperaturbegrenzer ausgestattet werden. Der Fühler zur Erfassung der Rücklauftemperatur darf kein Anlegefühler sein. Alle von Fernwärme-Heizwasser durchflossenen Anlag...
	7.6. Alle Rohrleitungen der Primärseite, die vom Fernwärme-Heizwasser durchströmt werden, sind in nahtlos gezogenen Stahlrohren auszuführen. An Hochpunkten der Leitungen sind Entlüftungen vor zu sehen. Die Schweißarbeiten sind durch geprüfte Schweißer...

	8.        Anschlussvarianten
	8.1. Variante 1
	8.2 Variante 2
	8.3 Variante 3
	Die zur Ausführung kommende Anschlussvariante V1, V2 oder V3 wird in der Anlage 2 des Fernwärmeversorgungsvertrages geregelt.

	9. Wärmedämmung
	9.1. Die Wärmedämmung muss den anerkannten Regeln der Technik genügen und im Gebäude nach Gebäudeenergiegesetz erfolgen.

	10. Allgemeines
	10.1. Die Mitarbeiter des FVU sind berechtigt, Armaturen zu plombieren.
	10.2. Der Kunde darf keine Einwirkungen und Änderungen auf von dem FVU eingestellte und/oder plombierte Armaturen, wie z. B. Hauptabsperrungen, Volumenstrombegrenzer/Differenzdruckregler, Rücklauftemperaturbegrenzer vornehmen.
	10.3. Erstinbetriebnahme nur in Gegenwart des FVU.
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